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Behandlung der während des Konkurses fällig
gewordenen Raten der Persongleinkommensteuer des

Kridatars.

Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 11 . Oktober
1905 , Z . 11437 , Spruchrepertorium Nr . 187.

(Abgedruckt in den juristischen Blättern XXXIV . Jahrgang
Nr . 52 und in der Gerichtshalle fünfzigster Jahrgang Nr . 13).
M . A. XIX , 312.

Der Konkurs -Kommissär hat dem Anträge der Finanzprokuratur , den
Maffeverwalter in dem am 27 . Juni 1904 « öffneten und noch anhängigen
Konkurse zur Einzahlung der am 1. Dezember 1904 fällig gewordenen zweiten
Rate der Personaleinkommensteuer im Betrage von 16 X als Masseschuld
aufzufordern , keine Folge gegeben , da gemäß 8 29 , Z . 1. lit . e K. O . bloß
diejenigen Steuern , welche mit der Erhaltung , Verwaltung und Bewirt¬
schaftung der Masse verbunden sind , als Massekosten angesehen werden können,
zu diesen Steuern aber die Personaleinkommensteuer , die von dem Jahres¬
einkommen des Kridatars , nicht aber von dem Einkommen der Konkursmasse
bemessen wurde , nicht gezählt werden kann , diese vielmehr als Forderung der
ersten Gläubigerklaffe nach 8 43 , Z . 4 K . O . der Anmeldung unterliegt.

Der Vorstellung der Finanzprokuratur wurde vom Konkursgerichte nicht
staltgegeben . Den vorstehenden Gründen wurde nur noch beigefügt , daß mit
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Rücksicht darauf , als 8 29 , Z . 1, lit . e. K. O . nur von jenen während des
Konkurfes fällig werdenden Steuern spricht , welche die Masse treffen , anderer¬
seits aber nach ß 153 des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G . -Bl . Nr . 220,
die Konkursmasse überhaupt nicht personaleinkommensteuerpflichtig ist, die be¬
sagte Schuld an Personaleinkommensteuer im Betrage von 16 X , die sich als
der Nest einer den Gemeinschuldner treffenden Personaleinkommensteuer dar¬
stellt , offenbar nicht in die Kategorie der Maffeschulden gehört und deshalb
nach den 88 43 und 103 K. O . der Anmeldung unterliegt.

Das Rekursgericht bestätigte diesen Beschluß unter Verweisung aus
dessen richtige Begründung.

Der Oberste Gerichtshof hat dem Revisionsrekurse der Finanzprokuratur
Folge gegeben und in Abänderung der untergerichtlichen Beschlüsse dem
Maffeverwalter aufgetragen , die am I . Dezember 1904 fällig gewordene Rate
der Personaleinkommensteuer im Betrage von 16 X als Mafsekosten im Sinne
des § 29 , Z . 1, lit . e . K . O . zu bezahlen und sich hierüber bei dem KonkurS-
kommissär in der von diesem zu bestimmenden Frist ausznweisen.

Gründe.
Im ß 29 , Z . I , lit . o. K. O - werden für die Behandlung der Steuern

und sonstigen öffentlichen Abgaben als Massekosten zwei Erfordernisse auf¬
gestellt , nämlich daß sie während des Konkurses fällig werden und die Masse
treffen . Das erste Erfordernis ist unzweifelhaft gegeben , da der Konkurs am
27 . Juni 1904 eröffnet wurde und die fragliche Rate der Personaleinkommen¬
steuer gemäß 8 226 des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R . -G .-Bl . Nr . 220,
am 1 . Dezember 1904 fällig wurde . Das zweite Erfordernis , daß die Steuer
die Masse treffen müsse, ist nicht dahin zu verstehen , daß sie von einem Ein¬
kommen , das durch die Verwaltung der Konkursmaffe erzielt wurde , bemessen
werde , sondern bedeutet nur , daß sich die Steuer auf diejenige Maffe beziehen
müsse , deren Mafseschnlden in Frage kommen , also entweder auf die gemein¬
schaftliche oder eine besondere Masse.



46 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien Nr. 34 , 27 . April 1906.

Dies ergibt sich aus 8 28, Absatz2 K. O. wo zwischen den Masse-
schulden der gemeinschaftlichen und einer besonderen Masse unterschieden wird
und die Worte „die Masse treffen " gleichbedeutend gebraucht werden mit „sich
auf eine dieser Massen beziehen " , ferner daraus , daß kein Grund zur An¬
nahme vorliegt , dieselben Worte seien im 8 29 in einem anderen Sinne
gebraucht als im H 28 K. O . . . Mil der Verwaltung eines Vermögens ist
im allgemeinen die Pflicht verbunden , auch die lausenden Stenern zu be¬
zahlen , ohne Unterschied , ob die Besteuerungsgrundlage aus der eigenen
Tätigkeit des Verwalters entstanden ist, oder schon aus einer früheren Periode
herrührt . Nach 8 43 , Z . 4 K. O . sind entsprechend dem im Z 1 dieses Ge¬
setzes ausgesprochenen Grundsätze , daß die Ansprüche der Konkursgläubiger zur
Zeit der Koiknrseröffnung schon bestanden haben müssen , nur di - rückständigen
Steuern anzumelden , während nach der Konkurseröffnung entstandene Schulden,
somit auch später fällig gewordene Steuern ihrem Wesen nach Masseschulden sind.

Demnach ist die fragliche Stelle des 8 29 K. O . dahin auszulegen , daß
Steuern und sonstige öffentliche Abgaben , welche nach Eröffnung des Kon¬
kurses fällig werden , als Masseschulden der gemeinschaftlichen oder einer be¬
sonderen Masse zu behandeln sind , je nachdem sie sich auf die eine oder die
andere beziehen . Da nun keine Rede davon sein kann , daß sich die Personal-
einkommensteuer auf eine besondere Masse bezieht und überdies nach dem
Grundsätze des ß 28 K. O . im Zweifel anzunehmen ist, daß sie die gemein¬
schaftliche Masse trifft , so ist im vorliegenden Falle die nach Eröffnung des
Konkurses fällig gewordene Rate der Personaleinkommensteuer als Masseschuld
und speziell als eine solche der gemeinschaftlichen Masse , um die es sich hier
handelt , anzusehe » . Da somit der entgegengesetzte Standpunkt , den die Unter-
gerichle in dieser Frage einnehmen , aus einer unrichtigen Gesetzesanwendnng
beruht , war nach Znlaß des Z 16 des kaiserlichen Patentes vom 9. August
1854 , R .- G .-Bl . Nr . 208 , dem außerordentlichen Revisionsrekurse der Finanz¬
prokuratur Folge zu geben und in Abänderung der untergecichtlichen Beschlüsse
die oben getroffene Verfügung zu erlassen . Zugleich wurde die Eintragung des
vorstehenden Spruches in das Spruchrepertorium beschlossen.

Bei Fassung des Spruches wurde im Senate übereinstimmend darauf
hingewiesen , daß die in der vorstehenden Begründung niedergelegte Rechls-
anschauung , es seien die nach der Konkurseröffnung fällig gewordenen Raten
der Personaleinkommensteuer als Massekosten gemäß H 29 , Z . 1, lit . o K.
O - zu behandeln , nur dann Anspruch aus allgemeine Geltung erheben könne,
wenn sie eine Einschränkung in doppelter Richtung erfährt , nämlich einerseits
dahin , daß die Personaleinkommensteuer nicht infolge Steuerhinterziehung
oder aus einem anderen Grunde verspätet vorgeschrieben sein dürfte , und
andererseits dahin , daß der fällig gewordene Steuerbetrag noch im Laufe des
Konkursverfahrens seitens der Steuerbehörde zur Kenntnis des Konkurs¬
gerichtes oder des Masseverwalters gebracht werden müsse.

Hiefür wurden folgende Argumente vorgebracht:
Die erste Einschränkung beruht aus der schon im Judikate Nr . 99 zum

Ausdrucke gelangten Erwägung , daß bloß die lausenden Steuern , die im
Zuge der Konkursvcrhandlung erwachsen sind , als Massekosten im Sinne des
8 29 , Z . 1 , lit . o. K. O . angesehen werden können , während die verspätet
zur Voischrcibung gelangten Stenern tatsächlich bereits in einem früheren
Zeitpunkte existent wurden , daher als rückständige Steuern gemäß den 88 42,
43 , Z . 4 und 103 K. O . der Anmeldung unterliegen . Die zweite Ein¬
schränkung aber findet ihre Rechtfertigung in der Erwägung , daß es Sache
derjenigen , welche Masselosten beanspruchen , ist, ihren Anspruch rechtzeitig,
also noch im Laufe des Konkursversahrens , das ist bis zu dem Zeitpunkte , in
welchem bei Vorhandensein der übrigen Voraussetzungen vom Gerichte erster
Instanz die Aufhebung des Konkurses ausgesprochen wird , zur Kenntnis der¬
jenigen Personen , beziehungsweise derjenigen Behörde zu bringen , welche die
Berichtigung der Massekosten im Sinne des 8 160 , K. O . zu veranlassen
haben ; denn die Kenntnis von dem Bestände von Massekosten oder anderen
Maffeschulden ist die Voraussetzung ihrer Berücksichtigung und es besteht
keine Verpflichtung des Masseverwalters oder Konkurskommissärs , Nach¬
forschungen nach etwa bestehenden Masseschulden anzustellen , sobald solche aus
den Koulursakten nicht erhellen oder sonst zu ihrer Kenntnis nicht gebracht
wurden.

Demgemäß wurden , um dem zu fastenden Spruche für alle diesfalls in
Frage kommenden Fälle Geltung zu verschaffen , in denselben die vorstehenden
Einschränkungen ausgenommen , wiewohl der zur Entscheidung gelangte konkrete
Fall vermöge seines Tatbestandes zu einer Erörterung i» der einen oder
anderen Richtung keinen Anlaß bot , da hier die Personaleinkommensteuer
rechtzeitig vorgeschrieben und auch vor Abschluß des Kankursverfahrens zur
Kenntnis des Konkurskommissärs gebracht worden war.

S.
Gewerbliche Berechtigung zur Belehnung von Wert¬

papieren.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 7. Dezember 1905,

Z . 1-6469/05 , M . - Abt . XVII , 6033/05 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 24 ) :

In der anläßlich einer Eingabe der Genossenschaft der konzessionierten
Pfandleihanstaltsbesitzer in Wien strittig gewordenen Frage , ob dem Inhaber
eines freien Geldwechslergewerbes O . S . und dem Inhaber eines Kommissions¬
handels mit Börseeffekten L. W . das Recht zur gewerbsmäßigen Belehnung
von Werteffekten (Jnhaberpapieren ) zusteht , spricht die Statthaltern nach Ein¬
vernahme der n .-ö. Handeis - und Gewerbekammcr auf Grund des 8 26 : 2
der Gewerbe -Ordnung ans:

1 . O . S . ist als Bankier oder Geldwechsler allerdings zur Belehnung
von Jnhaberpapieren ohne Rücksicht auf den Zusammenhang dieser Belehnung
mit einem anderen Geschäfte berechtigt , doch kommt ibm die Begünstigung
des 8 4 des Gesetzes vom 23 . März 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 48 , betreffend die
Realisierung von Faustpfändern durch konzessionierte Pfandleiher , nicht zu.

2 . L. W . ist als Kommissionshändler mit Börseeffekten zur Belehnung von
Werteffekten nur insoweit befugt , als ein solcher Akt im Zusammenhänge mit
dem von ihm angemeldeten Kommissionshandel mit Börseeffekten erfolgt , wobei
er ebenfalls von der Begünstigung nach 8 4 lex . oit . ausgeschlossen ist.

Diese Entscheidung erscheint rechtskräftig geworden.

»
Lohnwagengefälle

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 30 . De¬
zember 1905 , Nr . 14163/05 , V .-G .-H . (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 20 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten

Präsidenten Dr . Grafen Schönborn,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Freiherr » v. I a c o b i, Ritter v. F a l s e r,
v. Neukirchen  und Freiherrn v. Hock , dann des Schriftführers
k. k. Bezirks - Kommissärs Freiherrn v. Bossi - Fedrigotti  über die
Beschwerde des Richard Leydolt,  Lohnfuhrwerksbesitzers in Wien , gegen
die Entscheidung des Wiener Stadtratcs  vom 5. Jänner 1905 , Z . 110
betreffend die Zahlung eines Lohnwagengefällsbeitrages , nach der am 30 . De¬
zember 1905 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung und zwar
nach Anhörung des Vortrages des Referenten sowie der Ausführungen des
Dr . Emil Rückauf,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der
Beschwerde und des Magistrats -Sekretärs Dr . Mayr  in Vertretung des
Wiener Stadtrates zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.
Der Beschwerdeführer betreibt seit 1898 das „Lohnfuhrwerksgewerbe " in

Wien und zwar im XV . Gemeindebezirke mit beiläufig 50 Wagen . Die vor¬
geschriebenen Nummerntafeln für „ Stadtlohnwagen " Haler bei der k. k. Polizei¬
behörde nur für 25 Wagen sich verschafft.

Anläßlich dieser Gewerbeanmeldung wurde ihm vom Magistrate ein
sogenanntes „Lizenzgebllhrenbüchel " , das ist ein Buch , bestimmt zur Eintragung
der gemeindeämtlichen Bestätigungen Uber die seitens des Büchelbesitzers ge¬
leisteten Zahlungen an sogenannten „ Fuhrwerkslizenzengebühren " ausgefolgt;
in diesem war eingetragen , daß er vom 1 . August 1898 an an solchen Ge¬
bühren für 25 Wagen je 8 X 40 1> monatlich also zusammen jährlich 2520 X
zu zahlen habe.

In dieser Eintragung erblickte Beschwerdeführer einen Zahlungsauftrag
und ergriff dagegen den Rekurs und zwar an die Statthaltern . Diese wies
den Rekurs als unzulässig ab , weil die in Rede stehende Gebühr eine Gemcinde-
abgabe für Armenzwecke sei, sohin zur Entscheidung Uber einen Rekurs gegen
die Vorschreibung einer solchen Gebühr nicht eine staatliche Behörde , sondern
der Wiener Stadtrat berufen sei. Das Ministerium des Innern hat diese Ent¬
scheidung bestätigt , jedoch ohne in eine Erörterung der rechtlichen Natur dieser
Abgabe einzngehen , lediglich aus dem abweichenden Grunde , weil das erwähnte
Zahlungsbuch eine anfechtbare Entscheidung des Magistrates über die Zahlungs¬
pflicht des Beschwerdeführers nicht darstelle , sonach erst der Magistrat noch
selbst eine solche Entscheidung zu fällen habe.

Der Magistrat hat nun (Erlaß des Bezirksamtes XV . vom 3. Dezember
1902 , Z . 24688 ) entschieden , daß Leydolt  verpflichtet sei, von jedem Lohn-
fuhrwagen monatlich 8 X 40 ü als Lohnwagengefälle zu bezahlen und ihn
beauftragt , die bezüglichen bereits fällig gewordenen Beträge von zusammen
10 .458 X einzuzahlen . Eine Rechtsmittelbelehrung war diesem Erlasse nicht
beigefügt . Gegen diese Entscheidung hat Leydolt  sechs Tage nach der Zu¬
stellung den Rekurs an die „ Oberbehörde ' beim Bezirksamt - eingebracht . Dieser
wurde vom Stadtrate mit der angefochtenen Entscheidung ohne Begründung
abgewiesen.

In der vorliegende » Beschwerde , die sich ausschließlich gegen den Aus¬
spruch über die Pflicht zur Zahlung einer derartigen Gebühr , nicht aber gegen
deren Bemessung richtet , wird zunächst die Kompetenz des Stadtrates zur Ent¬
scheidung in dieser Angelegenheit bestritten , daß nicht dieser , sondern nur die
staatlichen Behörden hiezu berufen gewesen seien , sei rechtskräftig vom Mini¬
sterium des Innern mit der vorerwähnten Entscheidung festgestelll worden
und ergebe sich auch aus Artikel XV der mit Gesetz vom 5. März 1862,
R .-G .-Bl . Nr . 18 erlassenen „ grundsätzlichen Bestimmungen zur Regelung des
Gemeindewesens " , weil die rechtliche Grundlage der Zahlungsanfordernng der
Gemeinde bestritten worden sei. In beiden Richtungen ist diese Einwendung
unstichhältig . Denn das Ministerium hat keineswegs entschieden , daß die staat¬
lichen Behörden zur Entscheidung dieser Angelegenheit berufen seien . In gleicher
Weise verfehlt ist die Berufung auf Artikel XV des „ Reichsgemeindegesetzes " ;
dieser Artikel enthält in keinem Worte eine Bestimmung , aus welcher das
ausschließliche Recht der Staatsbehörden zur Entscheidung über Rechtsbeschwerden
gegen Verfügungen der Genieindeorganc abgeleitet werden könnte , sondern
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ausschließlich eine Regelung des Selbstbestimmungsrechtes der Gemeinden gegen¬
über der Landesgesetzgebung und den höheren Selbstverwaltungsstellen in
Angelegenheit der Aufbringung derGelderfordernisse für die Gemeindeverwaltung.
Der Rechkszug gegenüber Verfügungen der Gemeindeorgane , insbesondere der
mit einem eigenen Statute versehenen Städte ist vielmehr in dem Artikel XVIII
und XXIII dieses Reichsgesetzes in der Weise geregelt , daß nur in dem den
Gemeinden vom Staate übertragenen  Angelegenheiten die Berufung an die
Staatsbehörde geht und die Gemeinden nur in diesen Angelegenheiten , in diesem
Wirkungskreise unter der Landesstelle stehen , im übrigen aber die Landesgesetz¬
gebung erst Anordnungen zu treffen hat . Die Landesgesetzgebung hat nun und
zwar in Übereinstimmung mit der bezogenen reichsgesetzlichen Anordnung —
hinsichtlich des Rechtszuges gegen Verfügungen des Wiener Magistrates im
8 80 des Wiener Gememdestalutes vom 24 . März 1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17
(in gleicher Weise , wie schon im früheren Statute vom 19 . Dezember 1890,
L.-G .-Bl . Nr . 45 ) angeordnet , daß der Stadtrat  über Beschwerden gegen
Verfügungen des Magistrates , eines magistratischen Bezirksamtes . in
dem zum selbständigen  Wirkungskreise gehörigen Angelegenheiten ent¬
scheidet. Da nun nach den Z 45 und 46 , Punkt 1 und 8 dieses ' Statutes kein
Zweifel darüber bestehen kann , daß die Vorschreibung von Zahlungen zugunsten des
Gemeindearmensondes , wie überhaupt die gesamte Vermögensverwaltung der Ge¬
meinde in den selbständigen Wirkungskreis der Gemeinde gehört , muß die Zu¬
ständigkeit des Stadtrates zur Entscheidung über die in Rede stehende Beschwerde
des Leydolt  anerkannt werden und erweist sich die Beschwerde in diesem
Punkte als unbegründet.

Dasselbe gilt von dem Vorbringen des Beschwerdeführers , das Verfahren,
welches der angefochtenen Entscheidung vorausging , sei mangelhaft gewesen,
weil das Bezirksamt seinem Zahlungsaufträge keine Rechtsmütelbelehrnng bei¬
gefügt hat . Denn das maßgebende Gesetz, das Gemeindestatut vom 19 . De
zember 1890 , L -G .-Bl . Nr . 45 , enthält keine Bestimmung , aus welcher die
Verpflichtung des Bezirksamtes zu einer Rechtsmittelbelehrung abzuleiten wäre,
das Gesetz vom 12 . Mai 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 101 , aber gilt nur für das
Rechtsmittelverfahren vor den politischen  Behörden , kann ' auf Verfügungen
von Gemeindebehörden — also auch des Wiener Magistrates im selbständigen
Wirkungskreise — nicht angewendet werden und selbst nach diesem Gesetze be¬
gründet die Weglassung der Rechtsmittelbelehrung nichts anderes als einen
durch abgesonderten Rekurs geltend zu machenden Anspruch der Parteien auf
Behebung dieses Mangels ; einen Anspruch , den im vorliegenden Falle der
Beschwerdeführer im administrativen Verfahren nicht geltend gemacht hat und
deshalb umsoweniger im hiergerichtlichen Verfahren zur Anfechtung der Gesetz¬
mäßigkeit des administrativen Verfahrens ansnützen kann , als er seine Rekurs¬
eingabe ungeachtet dieses angeblichen Verfahrensmangels rechtzeitig und an der
richtigen Stelle eingebracht hat , also durch denselben sicher in keiner Richtung
zu Schaden gekommen ist.

In der Sache selbst hatte der Verwaltungsgerichtshof zu prüfen , ob die
Allerhöchste Entschließung Kaiser Leopold  I . vom 2 . Dezember 1697 (Codex
Anslriakns I , Seite 114 ) folgenden Wortlautes:

„Entbiete Allen und Jeden als Landkutscher,i , Noßausleihern , Fuhrleuten
und allen anderen , weß Standes immer sein mögen , welche hinfüro von heut
dato an in , vor, umb  und bei  der Stadt einige Lehenwägen , Schese und
Kaleß zu halten verlangen , unsere Gnad und geben Euch h'imit gnädigst zu
vernehmen : — dannenhero wir . erstgedachien neu aufgerichteten Armen-
Hause zu einiger Beihilf den unterthänigst gebetenen Ausschlag der monatlichen
drei Gulden für jeden in , v o r , n m b und bei der Stadt befindlichen Lehen¬
wagen , Schese , Kaleß . wirklich bewilligst haben — "
derzeit noch in Geltung steht und die Pflicht der Inhaber des freien Gewerbes:
„Lohnfuhrmerk " in Wien zurZahluiig solcher Abgar e» begründet . Der Beschwerde¬
führer bestreitet dies , indem er behauptet , die Angabe sei zur Erhaltung des damals
neu errichteten Groß -Armenhauses vor dem Schottentore gewidmet gewesen;
dieses Armenhaus — an dessen Platze in der Alserstraße sich gegenwärtig das
k. k. Allgemeine Krankenhaus befindet — habe zu bestehen auf 'gchört , damit sei
auch der Grund zur Entrichtung der iu Rede stehenden Abgabe entfallen.

Der k. k. Verwaltungsgertchtshof konnte dieser Anschauung nicht bei¬
treten ; denn mag auch das Gebäude verschwunden sein, welches in jener Zeit
der Armenpflege gewidmet wurde — nicht entfallen sind die Bedürfniffe . zu
deren Befriedigung dieses Haus und die zur Bestreitung des Aufwandes für
seine Erhaltung bestimmten Einnahmen zu dienen hatten ; als Absicht des
Gesetzgebers muß mit voller Bestimmtheit angenommen « erden , die Eingänge
aus der von ihm mit dem bezogenen Patente eingeführten Luxusabgabe nicht
gerade dem Gebäude,  sondern der Armenpflege in Wien  zu
widmen und kann daher an der fortdauernden Wirksamkeit dieser — niemals
außer Kraft gesetzten — gesetzlichen Anordnung nicht gezweifell werden . Ohne
Belang ist hiebei , daß die Fürsorge für die Armen in Wien und insbesondere
die Erhaltung der für die geschloffene Armenpflege gewidmeten Anstalten,
Gebäude und Fonds seither vom Staate an die Gemeinde Wien übergegangen
ist ; vtelmehr muß angenommen werden , daß mit diesen Lasten nicht nur alle
vorhandenen Vermögenschaften (Allerhöchste Entschließung vom 26 . Februar
1842 ), sondern auch alle Einnahmsquellen der betreffenden Anstalten und
Fonds der Gemeinde übertragen worden sind , wie ja auch tatsächlich ins¬
besondere die in Rede stehende Abgabe seither unverändert von der Gemeind¬
eingehoben und für die Armenpflege verwendet worden ist.

Die Beschwerde behauptet aber weiter , daß selbst, wenn das erwähnte
Allerhöchste Patent noch in Kraft stünde , für ihn als „ Landkutscher " eine
Pflicht zur Zahlung der Abgabe aus demselben nicht abgeleitet werden könnte.
Er führt znm Nachweise dieser Behauptung an , daß die Zahtungspflicht nur
die Inhaber eines konzessionierten  Fuhrwerksgewerbes treffe : dies er¬
gebe sich einerseits aus der amtlichen Bezeichnung der Abgabe als Lizenz-
gebUh  r " — der Ausdruck „ Lizenz " sei gleichbedeutend mit „Konzession " im

Sinne der Gewerbeordnung — anderseits daraus , daß dieselbe Gebühr von
den Platzfuhrwerkern (den Fiakern und Einspännern ), das ist also gemäß H 15,
Punkt 4 der Gewerbeordnung Konzessionsinhabern nur als Entgelt für die
Überlastung von Gemeindcgut als Standplatz und für die von der Gemeinde
besorgte Reinigung dieser Plätze eingehoben werde . Diese Ausführungen sind
aber nicht geeignet , der Absicht des Beschwerdeführers zu dienen . Denn ab¬
gesehen davon , daß der Ausdruck „Lizenz" sich nicht auf eine gewerbliche
Konzession , sondern auf die Amtshandlung der Sich -rheitsbehörde auch hin¬
sichtlich der ihr von den Inhabern des freien , nicht von öffentlichen Stand¬
plätzen aus (Z 15 , Z . 4 der Gewerbeordnung ) ausgeübten Personentransport-
gewerbes angezeigten Wagen bezieht , für welche diese Behörde zum Zwecke
der Kontrolle eigene , auf den Wagen anzubringend - Nnmmerntafeln aus¬
folgt — beweist eine solche Ausdrucksweise nichts hinsichtlich des Wesens der
Abgabe und des Umfanges des Kreises der Zahlungspflichtigen ; ebensowenig
käme in dieser Beziehung irgendwie in Betracht , wenn die Gemeinde Kon den
Platzfuhrwerkern neben oder an Stelle der in Rede stehenden Abgabe andere
besondere Zahlungen für die Benützung der von der Gemeinde erhaltenen
Standplätze einheben sollte . Weiters führt der Beschwerdeführer insbesondere
unter Berufung auf die Regierungsverordnung vom 19 . September 1821
aus , daß ihn als „Landkutscher " — als solcher sei er vermöge des Standortes
seines Gewerbes im XV . Gemeindebezirke anzusehen — im Unterschiede von
den „Stadt - und Vorstadt -Lohnkutschern " eine individuelle Verpflichtung zur
Zahlung dieser Abgabe nicht treffe , da bei den „Landkutschern " nicht die
einzelnen Gewerbeinhaber diese Abgabe zu entrichten hatten , sondern nur das
„Mittel " , die Gewerbegenoffenschaft , in der sie vereinigt waren , eine jährliche
Pauschalsumme zu bezahlen verpflichtet war . Auch diese Einwendung erweist
sich als unzutreffend . Der Beschwerdeführer hat nicht das Gewerbe eines
„Landkutschers " angemeldet — ein in seiner Beschränkung auf den Verkehr
zwischen der Stadt und den benachbarten Orten schon lange nicht mehr vor-
kommendes Gewerbe — sondern das „ Lohnfuhrwerksgewerbe " : eine Beschäfti¬
gung , deren Berechtigungsumfang die Befugnisse sowohl der einstigen „ Land¬
kutscher" als jene der ehemaligen ..Stadtlohnkutscher " und „ Vorstadllohnkutscher " —
mit Ausnahme des Bereithaltens von Fuhrwerk auf öffentlichen Standplätzen —
umfaßt und fehlt daher seinem Versuche , für sich Rechte in Anspruch zu nehmen,
die etwa seinerzeit einem „Landkutscher " zugestanden haben mochten , jegliche Grund¬
lage . Der Berwaltungsgerichtshof hatte daher auch nicht zu untersuchen , ob aus
den Begünstigungen hinsichtlich der Bemessung und Zahlung dieser Abgabe,
welche die niederösterreichische Regierung  mit Ermächtigung der Hofkanzlei
im Jahr - 1821 den erwähnten Landkntschern eingcräumt hat , den Inhabern
eines solchen Gewerbes ein rechtlicher  Anspruch auf dauernde Enthebung
von der durch das Gesetz,  das ist das Allerhöchste Patent von 1697 , allen
Mietwagen -Unternehmern auferlegten Abgabepflicht erwachsen ist. Auch in dieser
Richtung erweist sich also die Beschwerde als unbegründet.

Wenn endlich der Beschwerdeführer gegenüber dem Zahlungsaufträge,
der sich auf die Zeit vom I . August 1898 an bezieht , die Verjährung des
Forderungsrechtes der Gemeinde hinsichtlich der bereits vor mehr als drei
Jahren vor Hinausgabe des Zahlungsauftrages zurückgerechnet fällig gewordenen
Abgaben einwendet , so ist er — abgesehen davon , daß die Gemeinde schon im
Jahre 1899 diese Zahlungen von ihm gefordert hat — lediglich daraus zu
verweisen , daß weder die Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetz¬
buches über die Verjährung privatrechtlicher Forderungen , noch die Vor¬
schriften der Steuergesetze über die Verjährung des Steuervorschreibungs-
rechtes der staatlichen Finanzverwaltung eine analoge Anwendung auf andere
Gebiete zulassen und daß ein Gesetz nicht besteht, aus welchem die Verjährung
des Rechtes der Gemeinde auf Vorschreibung und Einhebung der ihnen
zustehenden Beiträge und Abgaben abgeleitet werde » könnte.

Gegenüber der vom Beschwerdevertreter in der öffentlichen mündlichen
Verhandlung schließlich noch vorgebrachten Einwendung endlich, daß es unzu¬
lässig gewesen sei, die Bestimmungen der nur für das alte Wien geltenden
Allerhöchsten Entschließung von 1697 auch auf ihn als Gewerbetreibenden in
einem erst im Jahre 1890 mit Wien vereinigten Gebietsteile anzuwenden,
hat der Berwaltungsgerichtshof die Absicht des Gesetzgebers — der den Lohn-
fuhrwerkern nicht nur i n der Stadt , sondern auch vor, um  und bei  der
Stadt diese Abgabe anferlegt hat — darin gefunden , die in Rede stehende
Einnahmsquelle im Gebiete der ganzen Gemeinde in ihrem jeweiligen Umfange
der Armenverwaltnng znzuführen . Diese Auffassung steht auch mit Artikel VIII
des Einführungsgesetzes vom 19 . Dezember 1890 , L.-G .-Bl . Nr . 45 zum
neuen Wiener Gemeindestatute , daß die für die bisherige Gemeinde Wien er¬
lassenen Landesgesetze auch in, , den mit Wien vereinigten Gebieten im vollen
Umfange zu gelten haben , in Übereinstimmung , da die Allerhöchste Entschließung
von 1697 eben als ein „ Landesgesetz " im Sinne dieser gesetzlichen Bestimmung
angesehen werden muß.

Die Beschwerde mußte sonach ihrem ganzen Umfange nach als unbe-
gründet abgewiesen werden.

4 .
Giftverkehr , Verzeichnis der berechtigten Gewerbs-

leute LSV5.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Jänner 1906,

Z . XI- 152 , M .-Abt . X, 496/06:
An alle k. k. Bezirksäauptmannschaften in Niederösterreich , den Stadtrat

Wiener -Neustadt und Waidhosen an der Ubbs , den Wiener Magistrat Ab¬
teilung X.

Laut Erlasses des k. k. Handelsministerium - vom 6. Jänner 1906 , Z . 621,
ist das im ß 1 der Ministerial -Berordnung vom 2. Jänner 1886 , R .- G .-Bl.

1*
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Rr . 10 , erwähnte Verzeichnis der auf Grund der Gewerbeordnung in den
im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern zum Absätze von Giften
berechtigten Gewerbetreibenden nach dem Stande vom 31 . Oktober 1905
im Verlage der k. k. Hof - und Staatsdruckerei nunmehr erschienen . Der
Bezugspreis des Verzeichnisses wurde mit 80 l, festgesetzt.

Die Unterbehördcn werden unter Berufung auf die Bestimmung des
Z 1, Alinea 3 der zitierten Verordnung angewiesen , darüber zu wachen , daß
jeder zum Absätze von Giften berechtigte Gewerbetreibende mit dem neuen
Verzeichnisse versehen sei.

5
Öffentlichkeitsrecht für das Privat -Spital des Gustav

Hermann v . Löcse.
Mitteilung des Wiener Magistrates vom 22 . Jänner 1906,

M .-Abt . XXII , 522/06:
Das königl . ungar . Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom

20 . Jänner 1906 , Z . 124670 , dem Wiener Magistrate mitgeteilt , daß das
Privat -Spital Gustav Hermann v. Löcse  ab 1 . Jänner 1906 mit dem Öffent-
lichkeitscharakter versehen und die Berpflegsgebühr für di - auf Rechnung des
Landes -Krankenfondes und des Ärars Verpflegten , sowie für die Ausländer für
das Jahr 1906 mit 1 L 50 ü festgesetzt wurde.

«.
Heimatsrechtsanspruch . — Bezug von Armenunter-
stützung durch die Gattin des Heimatsrechtwerbers.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
23 . Jänner 1906 , Nr . 13771/05 , M .-Abt . XI a , 3665/06:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des !, k. Senats-

Präsidenten Marquis Bacquehem,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Freiherrn v. Jakobi , Zenker,  Freiherr » v.
Hock und S r b, dann des Schriftführers k. k. Ratssekretärs -Ädjunkten Ritter
v. Hennig,  über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Ent¬
scheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 18 . Juli 1905 , Z . 32617,
betreffend das Heimatsrecht des verstorbenen Franz Artner,  nach der am
23 . Jänner 1806 durchgesührlen öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar
nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des
Magistrats -Ober -Kommisfärs Paul,  in Vertretung der Beschwerde , und der
Gegenaussührungen des k. k. Ministerial -Vize - Sekretärs Dr , Weiß v.
Schleußenburg,  in Vertretung des belangten k. k. Ministeriums z»
Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet aufge¬
hoben.

Entscheid n ngsgründe.
Über sein Ansuchen um die Aufnahme in den Wiener Heimatsverband

wurde Franz Artner,  bis dahin zuständig nach Herzogenburg , am 8 . August
1901 beim magistratischen Bezirksamte sür den XVI . Bezirk in Wien zu
Protokoll vernommen , wobei er unter anderem auch angab , daß er „ ohne
Armenunterstützung " sei, worauf der Gemeinderats -Ausschuß sür die Verleihung
des Heimatsrechtes den Aufnahmswerber mit Beschluß vom 2 , Oktober 1901,
Z . 25955 , im Grunde des Z 2 der Heimatsgesetznovelle in den Wiener Heimats¬
verband aufnahm.

Später stellte sich heraus und wird nicht bestritten , daß die Gattin Franz
Artne  r 's , Marie Artner,  vom 1. Jänner 1895 an bis über die Zeit der
Aufnahme des Franz Artner  i » den Wiener Gemeindeverband hinaus eine
regelmäßige Armcnunterstützung bezogen habe . Franz Artner,  der hierüber
am 14 . Juli 1902 neuerdings zu Protokoll vernommen wurde , gab an , er
lebe seit zehn Jahren von seiner Frau getrennt und sei mit ihr in keinem Ver¬
kehre gestanden ; er sei der Meinung gewesen , daß sie keinerlei Armenunter-
stützungen beziehe und habe nicht gewußt , daß sie Pfründnerin sei. Daraus
seien seine Angaben vom 8 . August 1901 zu erklären . Nunmehr hat der ge¬
nannte Gemeinderats -Ausschuß am 19 . September 1902 , Z . 18912 , beschlossen,
den Beschluß vom 2 . Oktober 1901 , Z . 25955 , aufzuheben , da die Gattin
Franz A r t n e r ' s zur Zeit des Beschlusses im Genüsse einer Pfründe stand
und Franz Artner  somit unfähig gewesen sei, einen Heimatsrechtsanspruch
zu erheben , die Gemeinde Wien aber von jenem Umstaude keine Kenntnis
hatte und sich somit bei der Entscheidung über d-n Anspruch in einem wesent¬
lichen Jrrtume bezüglich der gesetzlichen Voraussetzungen befunden habe . Dieser
Beschluß wurde über Rekurs des Franz Artner  sowie auch der Gemeinde
herzogenburg von der niederösterreichischen Statthalterei bestätigt , wogegen das
Ministerium des Innern über neuerlichen Rekurs der Gemeindevorstehung Herzogen¬
burg den Ausschuß -Beschluß vom 19 . September 1902 behob und aussprach , daß
der ursprüngliche Ausschuß -Beschluß vom 2 . Oktober 1901 in Kraft zu bleiben
habe , weil die Gemeinde Wien , welche Franz Artner  bei Vorhandensein der
positiven Voraussetzungen der Heimatsgesetznovelle Uber sein Ansuchen in ihren
Heimatsverband ausgenommen habe , ohne über die Frage nähere Erhebungen
zu pflegen , ob der Äufnahmswerber oder dessen alimentationsberechtigte An¬
gehörige der öffentlichen Armenversorgung anheimgefallen seien , sofern sie sich
hinsichtlich der diesbezüglichen Voraussetzung des erhobenen Anspruches im
Jrrtume befand , diesen selbst verschuldet habe und nicht berechtigt erscheine, aus

diesem Titel den sonst gesetzmäßig gefaßten Beschluß , durch welchen dritte»
Personen zweifellos Rechte erwachsen seien , wieder rückgängig zu machen.

Über die hiegegen Hiergerichts überreichte Beschwerde der Sladtgemeinde
Wien hat der Verwaltungsgcrichlshof nachstehendes erwogen : Durch die
Heimatsgesetznovellr vom 5. Dezember 1896 wurde nebst der bis dahin be¬
standenen , im Belieben der Gemeinde liegenden freiwilligen , auch noch eine
solche Ausnahme in den Heimatsverband geschaffen, auf welche ein rechtlicher
Anspruch zusteht und cs wurden die Voraussetzungen dieses Anspruches , die
Art seiner Geltendmachung und der Rechtsmittelzug gegen die eventuelle Nicht¬
anerkennung des Anspruches seitens der betreffenden Gemeinde statuiert
(ZZ 2 bis 4 1sx . eit .) . Wenn nun nach diesem Gesetze der Rechtsanspruch auf
Aufnahme in den Heimatsverband bei Erfüllung der gesetzlichen Bedingungen
ein unbedingter , von der Zustimmung oder der Weigerung der Gemeinde un¬
abhängiger Anspruch ist, so kann naturgemäß dem Beschlüsse der Aufenhalls-
gemeinde aus Aufnahme eines Heimatswerbers nach Z 2 IsZ . oit . immer nur
eine deklarative Bedeutung darüber zukommen , daß die Gemeinde , behiehungs-
weise ihre Organe , die in den § Z 2 bis 4 umschriebenen Voraussetzungen für
gegeben fanden und es ist nicht richtig , daß , wie die angefochtene Entscheidung
auuimmt , aus einem Beschlüsse , wie ihn vorliegenden Falles die Gemeinde
Wien am 2. Oktober 1901 gefaßt hat , dritten Personen Rechte erwachsen,
welche in keinem Falle mehr revoziert werden können ; richtig ist vielmehr , daß
das Recht aus Ausnahme in den Verband der Ausenthaltsgemeinde sür den
betreffenden Bewerber und dessen bisherige Heimatsgemeinde nicht sowohl aus
dem nur deklarativen Akte der Beschlußfassung der Ausenthaltsgemeinde , als
vielmehr aus der Erfüllung jener Vorausbedingungen entstehe , welche die
Heimatsgesetznovelle festgestellt hat.

Seinen Beschluß vom 2 . Oktober 1901 hat nun der Gemeinde -Ausschuß
sür die Verleihung des Heimalsrechtes zweifellos npr über die Protokollarische
Erklärung des Aufnahmswerbers gefaßt , daß er eine Armenunterstützung nicht
beziehe, welcher Erklärung das Gemeindeorgan , wenn es diese nicht überhaupt
von vornherein für unwahr halten mußte , naturgemäß die Bedeutung beilegte,
daß auch solche Personen , sür deren Unterhalt der Ausnahmswerber nach dem
Gesetze etwa zu sorgen hat , nicht in der Armenversorgung stehen , beziehungs¬
weise standen.

Wenn nun der Gemeinde -Ausschuß diesen Beschluß mit dem späteren
Beschlüsse vom 19 . September 1902 ans dem eingangs angesührten Grunde
revozierte , so hatte der V -rwaltungsgerichtshof bei der vorliegenden Entscheidung
nicht festzustellen , ob die Ehegattin des Franz Artner  tatsächlich während
des nach § 2 derHeimatsgesetznovelle in Betracht kommenden zehnjährigen Aufent¬
haltes in Wien im Sinne dieses Gesetzesparagraphen der öffentlichen Armen¬
versorgung anheimgefallen sei und was im bejahenden Falle hieraus sür den
Aufnahmsanspruch ihres Gatten folgen würde , und dies zwar darum nicht,
weil diese Frage im administrativen Jnstanzenzuge nicht ausgetrag ^u worden
sind GZ 5 und 6 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .°Bl . Nr . 36sr 1876 ).

Gewiß aber ist, daß , sofern Marie Artner  und beziehungsweise
infolgedessen etwa auch der Aufnahmswerber selbst als der Armenversorgung
anheimgefallen anzusehen war , der Gemeinderats - Ausschuß bei Fassung
des Beschlusses vom 2 . Oktober 1801 in einem wesentlichen Jrrtume über
das Zutreffen der Voraussetzungen der pflichtmäßigen Ausnahme des Franz
Artner  in den Heimatverband von Wien befangen gewesen ist, da nach dem
zitierten Gesetzesparagraphen der Umstand , daß die betreffende Person einer
solchen Armenversorgung anheimgefalleu ist , den gesetzlichen Anspruch auf Auf¬
nahme in den Heimatsverband der Aufenthaltsgemeinde ausschließt.

Ebenso gewiß aber ist, daß der fragliche Irrtum , der durch eine —
gleichviel ob wissentliche oder unwissentliche — Verschweigung eines maß¬
gebenden Umstandes durch den Aufnahmswerber entstanden war , nicht der Ge¬
meind - Wien zur Last gelegt werden kann , und daß also nicht gesagt werden
könnte , daß diese Gemeinde die Konsequenzen hieraus tragen müßte , denn es
kann nicht behauptet werden , daß es Pflicht des Gemeinderats -Ausschusses
gewesen wäre , die protokollarische Aussage des Aufnahmswerbers rr priori für
unwahr zu halten und erst noch weitere Erhebungen Uber das tatsächliche
Zutreffen dieser Parteienangaben auzustellen.

Wenn daher der Negieruugsvertreter bei der öffentlichen mündlichen
Verhandlung beionle , daß im vorliegenden Falle die spätere Revoziernug des
Gemeindecats - Ausschuß -Beschlusses vom 2. Oktober 1901 darum ausgeschlossen
sei, weil ein Verschulden der Gemeinde Wien in Absicht auf die zulangende
Feststellung des maßgebenden Tatbestandes vorliege , so konnte der Gerichtshof
diese Auffassung nach dem eben Gesagten nicht teilen.

Sofern also die Aufstellung der Gemeinde Wien , daß Franz Artner
während der nach dem Gesetze in Betracht kommenden Zeit der öffentlichen
Armenversorgung anheimgefallen sei, auf Wahrheit beruht , konnte die Gemeinde
allerdings an den Beschluß des Ausschusses vom 2. Oktober 1901 nicht ge¬
bunden sein und es mußte dem Gemeinderats -Ausschusse vielmehr sreistehen,
diesen Beschluß als der gesetzlichen Grundlage entbehrend zu widerrufen . Das
mit diesem Revozierungs -Beschlusse zugleich jene Rechte hinfällig werde » ,
welche die bisherige Heimalsgemeiude des Franz Artner  und dieser selbst
aus dem ursprünglichen Beschlüsse abzuleiten vermöchten , wenn derselbe zu Recht
bestände , kann dem Obgesagten , soserne dieser Beschluß nicht zurecht besteht,
nicht entgegengehalten werden.

Das zur Entscheidung in letzter Instanz angerufene Ministerium konnte
daher den Beschluß des Gemeinderats -Ausschusses sür die Verleihung des
Heimatsrechtes vom 19 . September 1902 nicht darum als rechtsunwirksam
erklären , weil der Gemeinde -Ausschuß grundsätzlich nicht mehr in der Lage
war , den Beschluß vom 2 . Oktober 1901 zu revozieren , weshalb der Ver-
waltungsgerichtshof die angefochtene Emscheidnng nicht als im Gesetze begründet
erkennen konnte und sonach mit deren Aufhebung nach Z 7 des Gesetzes vom
22 . Oktober 18 ?5, R .-G .-Bl . Rr . 36 er 1876 Vorgehen mußte.
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7.
Steuerbarer Reinertrag der städtischen Gaswerke.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom
24.  Jänner 1906 , Nr . 98 t ex 1906 , G .- R .- Pr .-Z . 3027 ox
1906 :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichlshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Marquis Bacquehem,  in Gegenwart der Räte des k k. Ver-
waltuligsgerichtshofes Ritter v. Sawicki,  Dr . Edlen ». Schuster , Doktor
«schwarz  und Dr . Ritter v. N e » m a n » - E t t e n r ei ch, dann des Schrift¬
führers k. k. Gerichtsadjunklen Freiherrn v . Glaser,  über die Beschwerde
der Gemeinde Wien (städtische Gaswerke ) gegen die Entscheidungen der k. k.
Finanz -Landes -Direktion in Wien vom 19 . Mai 1905 , Z . 23004 , und vom
25 . Juli 1905 , Z . 37580 , betreffend besondere Erwerbsteuern für die Jahre
1900 , 1903 und 1904 , nach der am 24 . Jänner 1906 durchgesührten öffent¬
lichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten , sowie der Ausführungen des Vize - Bürgermeisters Dr . Josef
Porzer,  Hof - und Gerichtsadvokaien in Wien , in Vertretung der Beschwerden,
und der Gegenausführungen des k. k. Ministerial -Bizes -kretärs Dr . P f l e g e r,
in Vertretung der belangten Behörde , zu Recht erkannt:

Die angefochtenen Entscheidungen werden teils als gesetzlich nicht be¬
gründet , teils wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben.

En tscheidungsgründe.
Der erste Beschwerdepunkl wendet sich gegen die Ermittlung des steuer¬

baren Reinertrages der städtischen Gaswerke für das Steuerjahr 1900 . Nach¬
dem diese Gaswerke während des Jahres 1899 nur durch zwei Monate , nämlich
in den Monaten November und Dezember im Betriebe gestanden waren , lag
zu Beginn des Steuerjahres 1900 nur das Ergebnis eines zweimonatlichen
Betriebes vor und es kam für die Ermittlung des der Erwerbsteuer unter¬
liegenden Reinertrages der Absatz 2 des Z 92 des Personalsteuergesetzes zur
Anwendung . Es war daher der steuerbare Reinertrag nach dem Verhältnisse
der zweimonatlichen Betriebsdauer des Jahres 1899 zu dem Zeiträume eines
Jahres für ein Jahr zu berechnen . Bei dieser Proportionellen Ermittlung des
fiktiven Jahresertrages zu Zwecken der Vorschreibung der Erwerbsteuer traten
zwei entgegengesetzte Rechtsanschauungen zutage . Die beschwerdeführende Stadt¬
gemeinde stellte das Begehren , es solle der für ,die zwei Monate November
und Dezember des Jahres 1899 erzielte Reinertrag »er 875 .730 L 30 b
ungeändert der Proportionalberechnung des zu ermittelnden fiktiven Jahres-
ertrages zugrunde gelegt werden . Die Steuerverwaltung dagegen schied beider
Berechnung dieses fiktiven Jahresertrages aus den anrechenbaren Betriebs¬
auslagen , welche von den Brutto -Erträgnissen der zwei letzten Monate des
Jahres 1899 in Abschlag gekommen waren , die Jnbetriebsetzunaskosten per
300 .007 L 71 k mit der Begründung aus , daß es sich bei denselben um eine
einmalige , nur im Jahre 1899 eingetretene Auslage handelte , die im Sinne
des Absatzes 2 des Z 92 des Personalsteuergesetzes eben deshalb nur einmal
bei der Besteuerung des Unternehmens zu berücksichtigen sei, was bereits bei
der Besteuerung für das Jahr 1899 geschah.

Diese Berechnung wurde von der Finanz -Landes -Direktion in Wien auf-
rcchterhalten . Nach Anbringung der Beschwerde bei dem Verwaltnngsgerichts-
hofe änderte die Finanzverwaltuug ihren Standpunkt dahin , daß sie die
Jnbetriebsetzungskosten , welche im Jahre 1899 verausgabt wurden , von dem
ohne Bedacht auf diese Kosten proportionell ermittelten fiktiven Jahresertrage
lediglich mit dem nicht ans ciu Jahr umgerechneten Betrage Per 300 .007 L
71 i> abzog , indem sie darauf hinwies , daß es sich hier nicht um eine mit dem
Zeitablanse gleichmäßig anwachsende Auslage , sondern um einen dem Wesen
nach außerordentlichen Verlust handle , dessen Betrag auch bei einer zwölf-
monatlichen Geschäftsperiode der gleiche bleibe , wie für die erste , den Zeitraum
von nur zwei Monaten umfassende Geschäftsperiode uud daß diese Abzugspost
daher bei der Ermittlung der Besteuernngsgrundlage pro 1900 nur mit dem
tatsächlich ausgelaufenen (nicht mit dem auf zwölf Monate umgerechneten
Betrage ) in Abrechnung gebracht werde.

Die beschwerdeführende Gemeinde erklärt sich durch diese teilweise Rekti¬
fizierung der Besteuerungsgrundlage pro 1900 nicht für klaglos gestellt und
beharrte aus ihrem Begehren , daß die Umrechnung des zweimonatlichen im
November und Dezember 1899 erzielten Reinertrages auf den fiktiven ein¬
jährigen Reinertrag unter ungeänderter Zugrundelegung des tatsächlich während
dieser zwei Manate vereinnahmten Reinertrages zu erfolgen habe.

Der Gerichtshof fand die Rechtsanschauung der beschwerdeführende»
Gemeinde gesetzlich begründet.

Nach der im Absätze 1 des H 92 des Personalsteuergesetzes zum Aus¬
drucke gebrachten gesetzlichen Regel hat der in dem letzten , dem Steuerjahre
vorausgegangenen Geschäftsjahre erzielte Reinertrag der steuerpflichtigen Unter¬
nehmungen die Grundlage zur Bemessung der Erwerbsteuer nach dem II . Haupt-
stücke zu bilden . Nach dieser Regel wäre im vorliegenden Falle für das
Steuerjahr 1900 nur der während des Jahres 1899 erzielte Reinertrag der
Erwerbsteuer für das Steuerjahr 1900 zu unterziehen , ohne daß es darauf
ankäme , ob bei der Feststellung des Reinertrages einmalige oder wiederkehrende
Betriebsauslagen in Abzug gebracht wurden . Im Absätze 2 des Z 92 leg -. eit.
wird nun eine Ausnahme von dieser Regel statuiert für den Fall , als der
letzte Geschäftsabschluß nur einen Teil des Geschäftsjahres umfaßt ; für diesen
Fall ist als Reinertrag des Geschäftsjahres jener Betrag anzusehen , der sich
aus dem Verhältnisse der Betriebsdauer , zu dem Zeiträume eines Jahres für

ein Jahr berechnet . Dieser Ausnahmsfall hat hier zur Anwendung zu kommen,
da der dem Steuerjahre 1900 vorangegangene letzte Geschäftsabschluß , der
Geschäftsabschluß pro 1899 , nur die letzten zwei Monate dieses Jahres um¬
faßte . Nach dem Gesetze ist in einem solchen Falle der proportionell für ein
Jahr ermittelte Reinertrag , also ein fiktiver Jahresertrag , der Besteuerung zu¬
grunde zu legen . Die Proportion , nach welcher dieser fiktive Reinertrag zum
Zwecke der Steuerbemefsung zu ermitteln ist, drückt sich in dem Verhältnisse
der im vorangegangenen Jahre vorgekommenen Betriebsdauer zu dem Zeit¬
räume eines Jahres aus . Im vorliegenden Falle war also der in den letzte»
zwei Monaten des Jahres 1899 erzielte Reinertrag in das Verhältnis zum
Zeiträume eines Jahres zu stellen, um die Besteuernngsgrundlage für das
Jahr 1900 zu finden . Die Finanzverwaltung nahm jedoch eine Korrektur dieser
im Gesetze aufgestellten Proportion vor , indem sie nicht von dem in den beiden
letzten Monaten des Jahres 1899 erzielten Reinerträge ausging , sondern zu
diesem Reinerträge noch die Jnbetriebsetzungskosten hinzuschlug , welche sich doch
kraft des Erkenntnisses dieses Gerichtshofes vom 26 . März 1901 , Z . 3151,
als anrechenbare Betriebsauslagen darstellen . Sie suchte dieses Vorgehen mit
der Begründung zu rechtfertigen , daß diese Jnbetriebsetzungskosten eben nur
einmalige Auslagen seien , die nicht wiederkehren , die daher bei der Umrechnung
des zweimonatlichen Reinertrages in den Jahresertrag wegzufallen HLben.
Allein wenn selbst angenommen würde , daß Auslagen für Maßregeln , die bei
der Inbetriebsetzung sich als erforderlich erweisen , während des Laufes des
Betriebes unter keine» Umständen wiederkehren können , so wäre doch die
Rechtsanschauung der Finanzverwaltung mit dem Gesetze nicht in Einklang zu
bringen . Da « Gesetz will eben den zu Zwecken der Erwerbsteuerbemessung zu
konstruierenden fiktiven Jahresertrag nur durch eine Proportionelle Berechnung
ermittelt wissen , während allerdings für das Gebiet der Rentensteuer und der
Personaleinkommensteuer kraft der HZ 128 (Absatz 3) und 156 (Absatz 2) in
derlei Fällen nötigenfalls der mutmaßliche Jahresertrag in Ansatz zu bringen
ist. Bei dieser für die Erwerbsteuer vorgeschriebenen Proportionalberechnung
soll von dem Reinerträge der weniger als ein Jahr betragenden Geschäfts¬
periode ausgegangen und dieser Reinertrag auf ein Jahr umgercchuet werden;
irgend eine Korrektur des iu der vorangegangenen Periode erzielten Rein¬
ertrages ist im Gesetze nicht vorgesehen . Es war daher die Finanzverwaltung
nicht berechtigt , deshalb , weil sich unter den Betriebsauslagen der ersten , nur
zwei Monate umfassenden Betriebsperiode auch Jnbetriebsetzungskosten be¬
fanden , die nach der Anschauung der Steuerbehörde voraussichtlich nicht wieder¬
kehren , diese Jnbetriebsetzungskosten dem Reinerträgnisse der zwei Monate
zuzuschlagen und den so erhöhten Reinertrag der ersten Betriebsperiode der
Proportionalberechnung , welche im Sinne des Absatzes 2 des Z 92 des
Personalsteuergesetzes vorgesehen ist , bei der Feststellung der Bestenerungsbasis
für das Jahr 1900 zugrunde zu legen . Es war also nicht nur der in der
angefochtenen Entscheidung , sondern auch der in der nachträglichen Korrektur
dieser Entscheidung eingenommene Standpunkt der Finanzverwaltung mit dem
Gesetze nicht zu vereinigen , weil auch nachher nicht von dem tatsächlichen Rein¬
erträge der zweimonatlichen Geschäftsperiode des Jahres 1899 , sondern von
dem um die Jnbetriebsetzungskosten vermehrten Reinerträge dieser Geschäfts¬
periode ausgegangen wurde.

Die angefochtene Entscheidung mußte daher in diesem Punkte nach § 7
des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 sx 1876 , als im
Gesetze nicht begründet aufgehoben werden.

Der zweite Beschwerdepunkt richtet sich gegen die Ausscheidung der Zinsen
eines Teiles des „Jnvestitionsanlehens " der Gemeinde vom Jahre 1902 aus
den anrechenbaren Auslagen bei der Feststellung des Reinertrages der Gas¬
werke für die Steuerjahre 1903 und 1901 . — Die beschwerdeführende Gemeinde
nahm in den ersten Jahren des Betriebes der städtischen Gaswerke , abgesehen
von dem städtischen Gasanlehen von 60 Millionen Kronen , noch eine schwebende
Schuld von 4 Millionen Kronen bei der k. k. priv . österreichischen Länderbank
auf . Das durch diese Schuld beschaffte Geld wurde nach den Angaben der
beschwerdeführende » Gemeinde zum Ankäufe von Kohle und zur Deckung
sonstiger Betriebsauslagen . wie Löhne , Materialien u . s. w. verwendet . Im
Jahre 1902 löste nun diese Gemeinde diese schwebende Schuld in der Weise
ein , daß der Länderbank Obligationen des „ Jnvestitionsanleihens " vom Jahre
1902 im Betrage von 4 Millionen Kronen übergiben wurden . Die Zinsen von
diesem Teilbeträge des Jnvestitionsanlehens wurden von der Steuerverwaltung
bei der Feststellung der Besteuerungsgruudlage für die Steuerjahre 1903 und
1904 mit der Begründung ausgeschieden , daß es sich hier um die Verzinsung
eines gegen Teilschuldverschreibnngen aufgenommenen Darlehens handle , und
die bezüglichen Kapitalien im Unternehmen dauernd werbende Verwendung
fanden , somit als Teile des Anlagekapitals anzusehen seien.

Der Gerichtshof fand in dieser Richtung den der angefochtenen Ent¬
scheidung zugrunde liegenden Sachverhalt der Ergänzung bedürftig . Kraft des
Z 95 lit . s des Personalsteuergesetzes gilt die gesetzliche Regel , daß alle von
der Unternehmung geleisteten Passiozinsen in die Besteuerungsgrundlage nicht
einzubeziehen sind , sofern nicht im ß 94 , lit . e des Personalsteuergesetzes deren
Einbeziehung in die Besteuerungsgrundlage ausdrücklich ungeordnet ist, und
nach dem ß 94 , lit . o sind den bilanzmäßigen Überschüssen zuzurechnen die
darin nicht inbegriffenen Beträge , welche aus den Betriebserfolgen des Ge¬
schäftsjahres zur Verzinsung der gegen Teilschuldverschreibnngen oder gegen
hypothekarische Sicherstellung dargeliehenen Kapitalien verwendet wurden , soweit
diese Kapitalien Teile des Anlagekapitales sind . Wird also das durch eine der
letzterwähnten Schuldformen beschaffte Geld vom Unternehmer zur Erwerbung
solcher Vermögensteile verwendet , welche dauernd der steuerbaren Unternehmung
zu dienen haben , dann tritt die Abzugssähigkeit der Zinsen von den dem
Unternehmer dargeliehenen Kapitalien nicht ein . Es wird nämlich derjenige
Kreditgeber , welcher sein Geld für solche dauernd an die Unternehmung
gebundene Vermögenschaften zur Verfügung stellt, gewissermaßen als Teilhaber
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dieser Unternehmung angesehen . was nicht gilt fsir den Gläubiger , der sein
Geld dem Unternehmer nur zur Bestreitung einmaliger oder vorübergehender
Betriebsbedürfnisse der Unternehmung überläßt.

Da nun im vorliegenden Falle keinerlei Umstände festgestellt wurden , aus
welchen mit Bestimmtheit entnommen werden könnte , ob das durch den Teil¬
betrag per 4 Millionen Krone » des „Jnvestitionsaulehens " beschaffte Geld,
oder aber die Geldmittel , welche seinerzeit von der Länderbank im Wege der
schwebenden , nachher durch Obligationen des Jnvestitionsanlehcus getilgten
Schuld zur Verfügung gestellt worden waren , zur Beschaffung eines dauernd
dem Unternehmen gewidmeten werbenden Kapitales oder aber nur für vorüber¬
gehende Bedürfnisse des Betriebes verwendet wurden , so ist der Sachverhalt,
der der angefochtenen Entscheidung zugrunde liegt , in einem wesentlichen Punkte
der Ergänzung bedürftig . Es mußte daher in dieser Richtung mit der Auf¬
hebung der angefochtenen Entscheidungen nach § 6 des Gesetzes vom 22 . Oktober
1875 , R -G .-Bl . Nr . 36 sx 1876 , wegen mangelhaften Verfahrens vorgegangen
werden.

8 .
Heimatsrechtsanspruch . — Nachweis der Staats¬

bürgerschaft.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

25 . Jänner 1906 . Nr . 976/06 , M .-Abt . XI u, 3661/06:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Ritter v. Alter,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waliuugsgerichtshofes Zenker , Dr . Frisch,  Frciherrn v. Hock und
Dr . Ro 2 ycki,  dann des Schriftführers k. k. Ratssekretärs - Adjunkten Rohrer,
über die Beschwerde der Gemeinde Wien gegen die Entscheidung des k. k.
Ministeriums des Innern vom 18 . August 1804 , Z . 24928 , betreffend die
Aufnahme des Heisch Werter  in den Wiener Heimatsverband , nach der am
25 . Jänner 1906 durchgesührte » öffentlichen mündlichen Verhandlung , und
zwar noch Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Magistrats Ober -Kommissärs Paul  in Vertretung der Beschwerde und
des k. k. Ministerial -Vizesekretärs Grasen E l tz, als Vertreter des belangten
k. k. Ministeriums des Innern , zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird wegen mangelhaften Verfahrens
aufgehoben.

Entscheidungsgründe.
Der Ausschuß des Wiener Gemeinderates für die Verleihung des Heimats¬

und Bürgerrechtes hat das Ansuchen der Stadtgemeinde Przemhsl um Auf-
nähme des Hersch Werter  und seiner Familie in den Wiener Heimais¬
verband mit dem Beschlüsse vom 30 . Dezember 1902 , Z . 33955 , aus dem
Grunde abgewiesen , da durch den dem Ansuchen beigelegten Heimatschein,
welcher auf den Namen „ Hersch Werter"  lautete , ein Nachweis der Staats¬
bürgerschaft jener Person , auf welche sich das Ansuchen der genannten Ge¬
meinde bezog , nicht erbracht worden war . Über die dagegen von der Stadt-
gemeivde Przemhsl eingelegte Berufung hat die n .-ö. Statthalterei mit der
Entscheidung vom 29 . April 1901 , Z . 3757 , erkannt , daß die begehrte Auf¬
nahme in den Wiener Heimaisverband nicht versagt werden darf , weil Hersch
Werter  bei Vorhandensein der im ß 2 des Gesetzes vom 5 . Dezember 1896,
N .-G .-Bl . Nr . 222 , festgesetzten Bedingungen den Anspruch auf die gedachte
Aufnahme erlangt hat und daß insbesondere durch die gepflogenen Erhebungen
die Identität des im Heimaischeine bezcichneten Hersch Werter  mit dem
Heimalsrechtwerber und damit auch die österreichische Staalsbürgerschaft des
letzieren erwiesen erscheint . Den dagegen von der Gemeinde Wien ergriffenen
Rekurs wies das Ministerium mit der heute angefochtenen Entscheidung vom
18 . August 1904 , Z . 24928 , ans den Gründen der Slatihalterej -Entscheidnng ab

Die von der Stadigemeinde Wien eingebrachte Beschwerde bestreitet die
Gesetzmäßigkeit dieser Ministerial -Enischeidung aus dem Grunde , weil der
Heimalsrechtwerber laut Auszuges ans der Geburtsinailik des israelitischen
BezirlsmalrikenamteS Przemhsl ein uneheliches Kind einer in diesem Auszuge
als Malke N . bezeichnelen Frauensperson sei, demnach in der Staatsbürger¬
schaft seiner unehelichen Mutter zu folge » habe , die Staatsbürgerschaft der
Malke N . ober nicht festgestelll erscheine, weshalb auch das Slaalsbürgerrecht
ihres unehelichen Sohnes , das ist des HeimalsrechtwerberS nicht erwiesen sei.

Das Erkenntnis des VerwaltungsgerichtShofes beruht auf folgenden Er¬
wägungen:

Nach Z 2 des Gesetzes vom 5 . Dezember 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 222,
kann die ausdrückliche Ausnahme in de» Heimatverband von der Aufenthalts-
gemeindc demjenigen österreichischen Staatsbürger nicht versagt werden , welcher
nach erlangter Eigenberechligung durch zehn der Bewerbung um das Heimats-
recht vorausgkhende Johre sich freiwillig und unnnterbrochen in der Gemeinde
aufgeholten hat . Die erste Voraussetzung des rechtlichen Anspruches auf die
Aufnahme ist daher nach der zitierleu Gesetzesstellc die, daß der Heimatsrecht-
werber die österreichische Staatsbürgerschaft auf eine der gesetzlich festgesetzten
Arten erworben hat.

Nun hat im vorliegenden Falle die Gemeinde Wien die Aufnahme in
de» Heimatsverband dem Hersch Werter  deshalb verweigert , weil diese Vor¬
aussetzung , nämlich der Bestand der österreichischen Staatsbürgerschaft nicht
nachgewiesen ist. Diese Einwendung der Gemeinde , welche nicht bloß auf¬
gestellt , sondern auch durch Anführung vou Tatumständen , welche die Staats¬
bürgerschaft dcS Heimatsrechtwerbeis zweifelhaft , jedenfalls aber nicht fest-
gestellt erscheine » ließen , konkretisiert war , hat die angefochtene Entscheidung —

wie oben gesagt — damit abgetan , daß die Identität des im Heimatscheine
bezcichneten Hersch Werter  mit dem Heimatsrechllp -rber und damit die
österreichische Staatsbürgerschaft des letzteren erwiesen ist.

Der Verwaltungsgerichtshof teilt zwar die Anschauung , daß beim Bor¬
liegen eines Heimatscheines für den in einer Gemeinde als heimatsberechtigt
Erklärten auch die Vermutung der österreichischen Staatsbürgerschaft streitet,
weil durch die Bestimmungen des Heimatsgesetzes , insbesondere durch tue des
8 2 1o§ . eit . zwischen diesen beiden Verhältnissen ein so inniger Konnex
gesetzlich hergestellt erscheint , daß angenommen werden muß , daß derjenige,
welcher in einer österreichischen Gemeinde heimatszuständig ist , auch der öster¬
reichischen Staatsbürgerschaft nicht entbehrt . Nachdem nur der in der vor¬
geschriebenen Form ansgestellte Heimatschein als öffentliche Urkunde vollen
Beweis hierüber begründet , daß dem Besitzer desselben in der Gemeinde , welche
den Heimatsschein ausgestellt hat , das Heimatsrecht zusteht , so muß in demselben
auch eine Bescheinigung in jener angedeuteten Richtung , das ist im Belange
der österreichischen Staatsbürgerschaft erblickt werden.

Dies - Vermutung und Bescheinigung kann aber dann nicht als ein voll¬
gültiger Beweis gelten , wenn , wie im konkreten Falle , aus bestimmten Tat¬
umständen die Richtigkeit dieser Bescheinigung in Zweifel gestellt wirb , da der
Heimatschein als solcher gewiß keine B -weisurkunde ist über die Staatsbürger-
schafl selbst. .

Im vorliegenden Falle war nun , wie auch die Ausführungen der Ge¬
meinde Wien dartun , erwiesen , daß Tatumstände vorliegen , welche den Umstand,
ob dem Hersch W erter  die Staalsbürgerschaft zustehe, als nicht festgestellt
erscheinen lasten . Es erliegt in den Administrativakten ein Auszug aus der
Geburtsmatrik des israelttischen Bezirksmatrikenamtes Przemhsl , wonach der
Heimatsrechtwerber ein uneheliches Kind einer in diesem Auszuge als Malke
N . bezcichneten Frauensperson ist. Gewiß ist, daß mit Rücksicht auf diese
unehelich - Geburt die Staatsbürgerschaft des Heimatsrechtwerbers nach der
Staatsbürgerschaft seiner unehelichen Mutter beurteilt werden muß . Nun liegt
aber gerade Uber diesen letzteren Umstand eine Feststellung nicht vor , es sind
vielmehr die Statusverhältnisse dieser Mutter , ja sogar nicht einmal ihr Name
den Behörden bekannt , obwohl die Klarstellung des Sachverhaltes den Be¬
hörden wesentlich dadurch erleichtert war . daß dir Heimalsrechtwerber in dem
Gesuche um Ausfolgung des Heimatscheines , welches auch den Behörden
vorlag . angegeben bat , daß seine Mutter Malke N . seit mindestens 50 Jahren
in Przemhsl (Kopernikusgaste ) wohnt und nötigenfalls jede krforderliche
Ausknnst geben wird . Mit Rücksicht darauf mußte der Verwaltungsgerichtshof.
da es sich um ein wesentliches Moment für den Erwerb des Heimatsrechtes
gehandelt hat , in der Unterlassung dieser Feststellung einen wesentlichen Mangel
des Verfahrens erblicken, weshalb die Entscheidung behoben werden mußte.

S.
Gebührenfreiheit der von Gemeindebeamten be¬
urkundeten Übertragung einer Lieferung an einen

Unternehmer.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 7. Fe¬

bruar 1906 , Nr . 1342/06 , M .-Abt . V, 941/06:
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k- . k. Hof-

rates Dr . Freiherr » v. Schenk,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver-
waltunqsgeiichtshofes Dr . Edlen v. Schuster , Dr . Schwarz,  Ritter
v Januschka  und Freiherrn v. Benz,  daun des Schriftführer » k. k.
Ratssekretärs -Adjnnkfen Kratochwila  Uber die Beschwerde der Prager Elsen-
industriegesellschaft und der Böhmischen Montangesellschast gegen die Entscheidung
des k. k. Finanzministeriums vom 20 . November 1904 , Z . 48136 , betreffend
die Gebühr von einem Lleferungsvertrage , nach der am 7. Februar 1906 durch-
geführte » öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Edmund Benedikt,
Hof - und Gerichtsadvokatcn in Wien , in Vertretung der Beschwerde und der
Gegenausführungen des k. k. Ministerial -Konzipisten Ritter v. Bärnklau,
in Vertretung des belangten k. k. Fruanzmin steriums , zu Recht erkannt : .

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet aus¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:
Über eine von den beschwerdeführenden Gesellschaften eingereichte Offerte

wegen Lieferung von Röhren znm Bau - der Wasserleitung in Reichenberg hat
das Stadtverordnelen -Kollegium daselbst am 19 . Juli 1901 beschlosten, denselben
diese Lieferung zu übertragen . In dem beim Stadtrate am 31 . Juli 1901 aus-
aenommenen und von einem Magistralsrate »nd einem Sekretär unterschriebenen
Protokolle ist angeführt , daß dieser Beschluß des Stadtverordneten -Kollegiums
vom Bürgermeister dem Vertreter der beschwerdeführenden Gesellschaften mit-
qeteilt worden und von diesem die Erklärung abgegeben worden ist, daß au?
Grund dieses mündlich abgeschlossenen Vertrages die Lieferungen werden aus-
geführt werden . Von diesem Vertrage ist sohin gemäß Tarif . Post 69 die Gebühr
nach Skala III von den bedungenen Preisen bemefsen und vorgeschrieben
worden . Gegen diese mit der angefochtenen Entscheidung in letzter Instanz be-
stätigte Vorschreibung ist die vorliegende Beschwerde gerichtet.

Die Beschwerde erscheint begründet.
Da die Lieferungsverträge zu denjenigen Rechtsgeschäften gehören , welche

gemäß 8 1 , 4 3 des Gebührengesetzes nur dann einer Abgabe unterliegen,
wenn darüber eine Rechtsurkunde ausgefertigt worden ist, ist zu untersuchen,
ob wie die belangte Behörde angenommen hat , dem Protokolle vom 31 . Juli
ltlÜl die Eigenschaft einer Rechtsurkunde zukvmmt . Diese Frag - ist zu verneinen.
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Unter einer StechtSurfunbe iß nach ber angeführten©efefceSftette eine Urfunbe
ju berßehen, tueld̂e gu bcm3 roede auSgcfertigt wirb, um gegen ben AuSßetter
ober Vollmachtgeber gum Veweife gu bienen. ©ben bie3 trifft bei bem in Siebe
ftefjenben fßrotofoüe nicht gu. ©aSfelbe ift Weber bon einer ber ©cfettfchaften,
welche bie Verpßichtung gnr Lieferung übemommenhoben, iiodf) aber oudh oon
ber ©emeinbe, meldje bie fjiefür bebungenen greife gu gafjlen oerfprocßen hot,
fomit oon feinem ber 3SertragSteiIe unb auch nicht oon einem gnr Abgabe
einer SEBittenSertlärungnamettS etneS ber Sßerti agSteile berechtigten iDiad)!f>aber
unterfchrieben. ©ie beiben Vcamten, ttield)c biefeS Vrotofott unterfdirifben haben,
ftehen bem tanfoertrage ooüßänbig fern, fte ftnb inSbefoiibere auch nicht be*
rechtigt, namens ber ©emeinbe red)tSoerbiublid)e ©rflärungen abgugeben(§ 80
ber ©emeinbeorbnung für bie©tabt Steicßenberg) ; fte hoben in biefem Vrotofotte
tebigtich begeugt, baß ein britter oor ihnen eine ©rflätung abgegeben hot.

(Sine Urfunbe nun, bie nicht oon bem AuSßeüer ober einem ber AuS*
ßetter unterfchrieben ift, ift gemäß § 22 a beS ©ebüfjrengeßheS als eine nicht
ooüßänbig ausgefertigte Urfunbe gu betrachten, fohin auch nid)t geeignet, wiber
ben AuSßetter gum Veweife ju bienen. 2118 AuSßetter einer Urfunbe aber ift
nur berjenige angufeßen, welcher im eigenen Sfamett ober im Sfatnen eines
anberen in Anfehung be8 SfecßtSgefchäfteS, über melcf)e8 bie Urfunbe errichtet
wirb, eine SBittenSerflärung abgibt. ©ie beiben Veatuten, welche ba8 fProtofoU
untergeidjnet hoben, fönnen, fofern in bem ŜrotofoUe eine Urfunbe über einen
SieferungSoertrag erfannt werben Witt, at8 AuSßetter nicht angefehen werben,
Weil fte, wie oben erwähnt, recßtSoerbinbliche(Srflärungeu namen8 ber ©emeinbe
abgugeben nidEjt berechtigt ftnb. AuS ebenbemfelben©runbe fann ba8 fßrotofott
auch nicht als Annahme einer Offerte in betracht fomtnen. @8  mangelt ihm
baher bie ©igenfeßaft einer Sted)tSurfunbe unb fonnte lebiglidj al8 3 eugni$ im
©inne ber ©arif*'J$oß 116 be8 ©ebüfjrengefeljeS aufgefaßt werben.

@8 erfcheint baher bie angefod)tene ©ntfeheibung als im ©efefce nicht
begrünbet.

10 .
^rtiifteit )anbelucrbot

in ber (Betttetttbe © ac $s@setti ^ aittaS.
©rlafj ber f f. tt.=ö. @tattl)alteret Dom 10. Februar 1906,

£ . 1 a-352, m .mt.  XVII 1427/06:
Saut SKitteilung beS föniglid) ungarifchen^ anbel8minifteriunt8 oom

10. ©egember 1905, 3 - 78966/V, würbe bie Ausübung be8 ^aufterhanbel 8
auf bem ©ebiete ber ©emeinbe Väc3*©gent*©amä8 be8 ÄotnitateS VäcS*
Vobrog unter Aufrechtholtung ber im § 17 ber beftehenben Houßeröorfchciften
unb in ben biefen Varogtaphen ergängenben Siad)trag8öerorbnungen ben 23c*
wohnern gewiffer©egenben gewährten Siechte oerboten.

Hieroon werben bie Veßörben infolge ©rlaffeS be8 f . f. HanbelS*
minifterium8 bom 17. Jänner 1906, 3 - 1048 im Kenntnis gefegt.

11 .
^eftettitttg eines (^citerol ^ ouorar ^ ottfMlS ber

SRepttblif (Volumina.
©rlajj ber f. !. n.=ii. ©tattfjalterei Dom 16. gebruar 1906,

3 . JX-279 (WlMbt.  XXII, 608/06) :
©eine f. unb f. Apoßolifcße SRajeßät hoben mit Atterhödjßer©tttfdjließnng

bom 14. 3änner^l906 bem ößerreichifchen Staatsangehörigen gofef Siitter
©ottello b._ Stramare  in Söien bie Annahme be8 ihm berliehenen
4)onen8 eines Honorar*®eneral*&onful8 ber Slepublif Solnmbia in SBien atter-
gnabtgß gu geftatten uttb bem begüglidjen VeßattungS*©iplome ba8 Atterhödjße
©yequatnr hulbreichft gu erteilen geruht.

®er ©enannte wirb baher in feiner amtlichen©teßung anguerfentten fein.

12 .
Mangel beS 9tedjteS beS $ att3etgetttftttter3 gut» @ttt*
fpntd ) gegen eine 2$eränbermtg be§ 0tra ^emtinean ^»

©ntfêeibung be§ f. !. 8̂eriüaltung§gericf)tö^ofes üom
17. gebruar 1906, 91r. 1795/06, mMbt  YJ , 1160/06.

$nt Hamen deiner4®lajeftät bes ^aifere!
Oer l* ®?rtt, °I tli ng8gericht8hof hot unter bem SJorftfce be8 f . f. fiof*

rate8 genfer,  in ©egenwart ber Siäte be8 f . f. 23erWaltunq8gericht8hofe8
Or. Ä 1 e e b e r g, 2)r. Sfitter b. fß0 p e l f a, greiljerrn b. 0 cf unb Ooftor
® ‘ *”* .b?nn  ^ e§ Schriftführers f. f. § offefretär8 2 >r. Siitter b. © * n e i b
über bte 23efchwerbe be8 ®r . Otto SllargulieS  unb 5Dr. Slobert Sllar*
9iU ote 8a tl Iaw! eno8eoein ^ ® nt f^ c*bung ber 23aubeputation für S33ien bom
31. 2h>guft 1905, 3 . 31, betreffeub eine ©trafjenregulierung, nach ber am
17. gebrnar 1̂ )6 butthgeführten öffentlichen münblichen Serhanblung, unb
n̂,.arJ la(̂ ß^ 4l̂ run9 Vortrages be8 Sleferenten, fowie ber SluSführungen
e8 ®r. Äarl ©ombrtch, §of * unb ©erichtSaboofaten in 933ien, in 23er*

£ eÄ b/ r i 3efS t’erbe U!lb «fßenonSftthrungen be8 f. f. ©tatthalterei*
r ta.re *?r® ®r* °* ®J? 1o 111, in Vertretung ber belangten 23ehörbe,
fowte lener be8 SWagtfirat8*Ober*ÄPmmiffär8®r. V er t 0 l a 8, in 23ertretuuq
ber mitbeteiligten ©tabtgemeinbe 233ien, jit Sledpt erfannt:

2)ie Vefchwerbe wirb als unbegriinbet abgewiefen.

(SntfcheibungSgrünbe.
©ie ©emeinbe 233ien hot bie gohrbahn ber ©echniferftrafje, an welcher

ba8 4 >au8 ber 23efd)Werbeführer liegt, unter unoerdnberter 23?laffung be8
©rottoiiS mib cinrS 248 m breiten ©treifenS ber gahrbaffn längs biefeS
§anfe8 im übrigen mefenttid) höher gelegt, fo baff biefeS gegenwärtig famt bem
©rottoir unb jenem ©eile ber gahrbahu in einem tieferen Slioeau liegt, als
bie übrige gahrbahn, bie burd) eine fteßenweife über 1 m hohe©tüfcmauer
oon bem tiefliegenbeu©eile ber gahrbahn abgefdjloffen iß. gür ben Slnfchluß
biefer©iefßrâ e an bie | )0(hßraße ift burd) Stampen oorgeforgt; pr (Srleich*
tevung beS3 ngonge8 0011 ber gegenübcrliegenben©traßeufeite ju ben Käufern,
unter welche baS § au8 ber Vefdjmerbefithrcr jählt, ftnb in ber ©tüfjtnauer
©tiegen eingebaut worben.

23ei einer fommiffioneßett 23erhanbliing über baS bejügliche ißrojeft haben
bie 23efd)Werbeführer gegen baSfelbe unter Berufung auf ihr Stecht auf ben
fonfenSgemäfjen 23efianb ihres $ aufe8 in feinem berjeitigen Stibeau©infprnch
erhoben, weil burd) bie fßrojeftauSfnhruugfowohl ber 3 u9aug, als iuSbe*
fonbere bie 3 l*fQhrt p ihrem tpaufe erfd)Wert werbe.

©emgegenüber hohen bie 23ertreter ber ©emeinbe SGßien erflärt, baß für
3ugänge (au^ oon ber gegenüberliegenbeu©tragenfeite) im fßrojefte Vorforge
getroffen ift unb baß, wenn überhaupt bon einem Umweg für bie pfaljrenben
äßagen gefprochen werben fann, biefer Umweg ein gan5 minimaler fei, baß
weiterS eine 23orforge für bie IDtöglichfeit eiueS 2ln8Weichen8 jweier 2Bägen
nicht notwenbig fei, wetl bie©iefßraße nicht für ben ©urchpgSberfehr, fonberu
nur für ben 23erfel)r bom unb pm h aufe beftimmt iß unb biefer 2Serfel)r in
ber ©Seife geregelt werben fann, baß bie 3 «* unb Abfahrt nur in ber einen
Stidjtung erfolgt.

©er 2Biener Slfagißrat hat hierauf biefen©infprudj mit ber 23egrünbnng
abgewiefen, baß „in bem borliegenben gaße bie baupolijeilichen 23eßimmnngen
pr 2lnwenbung gu fommen hoben nnb für baS rechtliche 23erhältni8 jwifchen
ber bie©traßenregulierung beforgenben©emeinbeberwaltung unb bem einjelnen
Hauseigentümer ber VaufonfenS für baS betreßenbe Hau8 aßein maßgebenb
erfcheint. @8 fei baher bei ber Vrojeftoerfaßungauf bie befonberen 23erfjältniffe
Stüdßcht genommen worben, itibem an bem Vaupßattbe beS ^>oufc§ nicht baS
©eringße oeränbert, baS alte ©rottoirnioeau beibehalten, für bie gugänglichfeit
burch Vrojeftiermtg oon ©tiegen unb für bie 3 lt fohrt burch eine eigene©tef*
ßraße oorgeforgt würbe; eS liege bemnadj gn einer 23efd)toerbe über 23erlehnng
fonfentierter Siechte fein SInlaß oor".

©er StefnrS ber 23efd)Wcrbeführer gegen biefe Sntfcheibung iß — nadjbem
ber 23erwaltnngSgericht8hof bem beßötigenben 23efchluß beS ©öiener ©tabtrateS
mit (SrfenntniS oom 25. gebruar 1904, 3 - 1969, wegen gnfompetenj beS
©tabtrateS behoben hotte — ber JBiener Vaubeputation oorgelegt unb üon
biefer mit ber angefochtenen(Sntfdjeibung, welcher etite 23egrünbung nicht bei*
gegeben iß, abgewiefen worben.

©ie 23efd)Werbe oerfudjt biefe ©ntfcheibmtg unter 23erufung auf ben
StechtSgrunbfa^ anpfed )ten, baß burch hen 23aufonfen8 für ein ©ebäube für
beffen 23eßfcer ein Stecht gefchaßen wirb auf ungeßörten 23eßh unb bie unge*
ßörte 23enühung beS HoufeS in ber ber 23aubewißtgung entfprechenben©Seife unb
leitet barauS ben 2lnfpru<h ber 23efchwerbeführer ab, baß bie SZioeauberhältniße
ber ©traße, an welcher ihr HouS  fleht , in aflem unb jebem unoeränbert
bleiben. Vudj bie belangte Vehörbe anerfennt, baß auS bem Vaufonfenfe baS
Stecht beS HouSbeß̂erS auf ben fonfenSgemäßen 23eßanb folgt, unterfcheibet
ftd) jebod) barin üott bem StechtSßanbpunfte ber 23efd)Werbe, baß ße bie StedjtS*
anfehauung oertritt, baß biefeS Stecht auf ben fonfenSgemäßen 23eßanb nnb bie
fonfenSgemäße 23enüfjung beS HoufeS feineSWegS fo weit reicht, baß ber HouS*
beß̂ er ein Stecht pm @infprud)e gegen jeie lünftige 23eränbernng beS©traßen*
nioeauS befäße.

©er Verwaltungsgerichtshof hat ßd) biefer Ste<ht8anfdjauung ber belangten
Vehörbe nach Sftaßgabe ber folgenben ©rwägnngen angefchloffen. ©ewiß
erwächß auS bem SBaufonfenfe bem HouSbeß̂er baS Stecht, fein $ ouS na(̂
SWaßgabe beS erteilten ÄonfenfeS tn bem biefem Äonfenfe pgrunbe gelegten
Stiüean unb ber burch benfelben gegebenen Vaulinie uttgeßört ju beß̂ en unb
gu benüfcen. Slßein biefeS Stecht reicht nur foweit, baß bem H°uSbeß̂ er burch
fpätere Veränberungen am ©traßennioeau feitenS ber ©emeinbe nicht Sicht, Suft,
3 ugang ober3 ufaf)rt gnmHoufe in einem foldjenüDtaße entgogenwerbenbürfen,baß
babnreh bie burch ben fonfenSgemäßen Veßaub beS DbjefteS gegebene Venü̂ barleit
beSfelben hinßdhtlid) eines feiner Veßanbteile unmöglich gemacht Würbe, Wenn
nicht bauliche Veränberungen am Houfr borgenommen werben. Ob biefer
©runbfafc oerlê t wirb ober nicht, iß in jebem eingelnen gatte je nach her
Sage ber ©inge gn beurteilen. 3 m borliegenben gatte ergibt ßcß fc()on auS
ben Angaben ber Vefd)Werbeführer felbß unb auS ben Slbminißratibaften gang
gWeifelloS, baß ber fonfenSgemäße©eßanb beS HoufeS felbß unbegrünbetge*
blieben iß, baß feine baulichen Veränberungen notwenbig geworben ftnb, um
feine bisherige Venüfcbarfeit aufrecht gn erhalten; ferner iß aus ben borliegenben
Vlänen erßdjtUdh, baß auch her an baS H°u$ anfd)ließenbe ©aßenßreifen in
feinem Stiüeau nicht beränbert würbe. ©eSgleichen hoben bie Veßhwerbefüljrer
nicht behauptet, baß bem Haufe 2 «ft, Sicht, ber 3 u9ang ober bie 3ufa^rt ent*
gogen worben fei; fte haben ftd) bielmehr barauf befdjränft, git behaupten, baß
ihnen burch Ausführung ber ©traßenreguliernug Veeinträchtigungen erwachfen
feien, in welchen ße eine Verlegung ihres Sted)te8 auf bie fonfenSgemäße 23e*
nü^ung ihres HoufeS erbliden; als folche Veeinträchtigungen hoben ße ins*
befonbere angeführt bie ©atfache, baß ber AnSblid auS ben genßern baburch
beirrt worben fei, baß baS Hon* in eine Verfenfung gebracht würbe, währenb
eS früher auch in feinen Vorterreräumeneine breite offene ©traße oor ßcfj
hatte, bann, baß bie jefct bem Haufe erübrigenbe gahrbahn gu fd)tnal fei, fo
baß baS Umwenben ber ©Sägen unmöglichf« unb fchon ein oor bem Hauie
ßehenber SSJagen ben Verfeljr fperre, ferner, baß 2Bägen oon befonberS
jdjwerer Vauart nnb ©röße in ben Hou*^°f eiitfaljren fönnen, unb

2*
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fpltefjlip, bog aup für gufjgeper ber 3 u9on9 nipt mehr in ebenfo bequemer
SBeife, tüte früher, fonbern nur über ©tiegen unb mit Ummegen ffatt*
ffnben fönne.

©er ©eriptSpof pat nicht gefunben, bog biefeS berartige ©rfpmerungen
feien, melpe mit bem oben aufgeffettten©runbfafce unoeretnbar mären; ffe
gellen geh Oielmepr blog mehr ober minber alS Unbequemlipfeiten bar; man
fann ober nicht fagen, bog baburp bie burp ben lonfenSqemäfjen Beffanb beg
BauobjefteS gegebene Benüfcbarfeit beg VQufe8 in irgenb einem Beffanbteile
unmöglich gemacht mürbe, menn nicht bauliche Beränbernngen am § aufe
üorgenomtnen merben.

@S braucht nur ermähnt ju merben, bag fchon bie Behauptung ber
Unmöglichfeit beS 3lugmeid)en8 unb UmfeprenS ber ffiäqeu außerhalb beg
jReptSanfprupegber Befpmerbefübrergeht, meit bie ungegörte3 «* unb 31b*
fahrt ber © ägen burcf) beiberfeitige SRampen oorgeforgt ift.

Vinffptiip beg ©infapreng groget SBägen aber iff nicht behauptet morben,
bag eg burp bie bisherige lonfenSgemäge Benützung beg^ aufeS bebingt märe,
bag Sßägen bon befonberer ©röße unb befonberS fpmerer Bauart in ben
VauSpof einfapren fönnett, bag bie bisherige Benützung ben Betfepr folcher
SBägen notmenbig mapett mürbe, ©er ©eriptSpof pat alfo gefunbeu, bag alte
biefe©rfpmerungen eine Berlepung ber SRedjte ber Befchmerbefüprer auf bie
bem Baufonfenfe entfpreepenbe Benüfcung ipreg ^ aufeS niept in ffp fpließen.

2öa8 bie gegen bag Berfapren erhobenen©inmenbnngen betrifft, fo ig
barauf hinjumeijen, bag laut beg ißrotofotleS oom 22. gebruar 1902 bei ber
Sofalerpebung in ©egenmart unb naep SRaßgabe ber ©inroenbungen ber Be*
fpmerbefüprer bag (̂Srojelt ber ©traßennioeauänberungin allen ©ingelpciten
erörtert, bag hierüber inSbefonbere feiteng ber anmefenben fapoerffänbigen
©emeinbebeamten Lagerungen abgegeben morben pnb, unb bag angegpts
biefer ©rpebungen unb ©rflärungen bie ©inpolung eineg meiteren @ap»
OerffänbigengutaptenS gu biefen©egenganbe umfo entbehrlicher mar, als ber
Bertreter ber Befpmerbefüprer felbg bei jener üofalerpebung fragen niept be*
geipnet pat, über meldpe©aepöergänbige befonberS einguoernepmen mären unb
auep überpanpt bie ©inoernepmung oon meiteren ©apüerffänbigen niept
begeprt pat.

3Iug biefer ©rmägnng gelangte ber ©ericptSpof jnr Slbmeifung ber
Befcpmerbe.

13*

^Uffigtcrmtg tum Umtbmachungeu imb Sittmmcen —
freiet (bewerbe*

Mret be£ magiftratifepen SBesirfgamteS Dom 20. ge &ruar
1906,3 . 4367/06 .2ltt Herrn $ loi<§216er t, VII .,<Scpottenfelbgaffe 17.

©ie !. f. n.*ö. ©tattpalterei pat mit bem ©rlage Oom 27. Jänner 1906,
3 - I a-428, anper eröffnet, bag 3P*« beabffptigte Slfffgierung bon Slbreffen unb
3lnnoncen bon ©emerbetreibenben auf eigens pieju fonffruierten, im Qnnern
ber Käufer aufgeffettten©afeln, refpeftioe in beren Umrahmungen niept mie
eine ĴriöatgefdpdftSoerniitttung einer ÄongefffonSpffipt unterliegt, fonbern als
freies ©emerbe lebiglip anjumelben ig, ba ©ie bag 3lnfcplagen ber 3lbreffen
unb Annoncen nipt bermitteln, fonbern felbg bornepmen.

14*
21ttgetneitte§ öffentlichê *8e*trf3franfettl)au£

^ürglitj — Slttflaffwttg.
Shmbmacpmtg ber n.=ö. ©tattpalterei öorn 26. $ e6ruar 1906,

3 . 38978 , m .mt  X , 1611/06:
3m ©tnbernepmen mit bem üanbeSauSfpuß beS ÄönigreipeS Böhmen

mirb napträglip gur allgemeinen Kenntnis gebrapt, bag bag allgemeine
öffentliche BegirfSfranfenpauS in ißürglifc, Bejirt SRafoni^, mit 30. 3 iini 1995
aufgelaffen morben ig.

15.

^nlaffttttg beit <£ifettbeton = Äonftenftton Btyftem
^i ^hottttnec gttr SBettnenbung bei Hochbauten in

26ien.
®e!ret be£ SBietter 337agiftrate§ bom 28. Februar 1906

(3R.4l &t. XIY, 2821/05 ) :
3n ©rlebigung beg 3lnfupeng beg ^ errn 3lnbreaS ©igpammer,

Baumeigerg in SBien, III ., ©epSfrügelgaffe1, mirb bie Bermenbungber bem
©enannten patentierten@ifenbeton=Äonftruftion gur ^ ergeüung bon Vophauten
im ©emeinbegebietebon 2Bien unter folgenben Bebingungtn als juläfftg erflärt:

1. ©ie beabgptigte 3lu8füprung ig in ben Bauplänen angumeifen. ©iefe
begiepungSmeife beren Beilagen haben gu enthalten: ©ie ©efamtanorbnung,
bie jur Beurteilung ber Äongruftion erforberlipen ©ingelgeipnungen, bie
BelagungSannapmen, ben Urfprung unb bie Befpaffenpeit ber jur Vergeltung
beS Betons gu bermenbenten Baumaterialien fomie bie gatifpe Berechnung ber
Äongruftionen.

2. ©ie Bau* unb ©ingelpläne unb Berepnungen gnb bon einem bepörblip
autorigerten3 ‘bÜ* ober Bauingenieur , bepörblip autorigerten 3mil*3lrpiteften
ober oon einem Baumeiger gu unterfertigen, melper bie 3luSfüprnng ber Äon«
ffruftion ju leiten unb ju tibermapeu unb für bie flaglofe Vfrgfffung nnb für

bie ber Berepnung entfprepenbe ©ragfäpigfeit ber Äongruftion bie bolle
Vaftung gu übernehmen pat.

3. 3ur Vergeilung barf nur langfam binbenber, abfolut bolumenbegänbiger
Bortlanbgement, ooHfommen reiner, fparfförniger ©anb unb ©potter, reineg
Gaffer unb begeg f̂ tugeifen bermenbet merben.

4. Bei ber gatifpen Berepnung gab, mag bie ©rmittlung ber äugeren
unb inneren Äräfte betrifft, bie in ben oom preugifpen äJitniffetium ber
öffentlipen Arbeiten perauSgegebenen„Beffimmungen für bie 3luSfüprung bott
Äongruftionenaug ©ifenbeton bei Vorbauten" enthaltenen Beifäpe fomie baS
bort angegebene fRepnungSoerfahren anguroenben.

3HS guläfgge Spannungen paben gn gelten: Beton 3 U9 0, ©rud 30,
©pub 4 kg per Ouabratgentimeter; ©ifen3 «g 1000, ©ruef 750, ©pub 0 kg
per Ouabratgentimeter.

©ie berepnete Voftfpannungbarf 4 kg für ben Ouabratgentimeternipt
überfpreiten.

3m übrigen gelten für bie guläfffgen Beanfprupnngen, für bie ber
SRepnung gugrutibejulegeuben BelagungSannapmen unb für bie ©igengemipte
ber Baumaterialien bie oom öfferreipifpen3 ngenieur* unb 3lrpiteftenbereine
aufgegellten fRormen.

5. ©ie Vergett un9 t>er  Äongruftionen barf nur unter entfprepenber
3lufgpt burp gefpulte 3lrbeitSleute erfolgen. ©aS 3nmeffen ber SRaterialien
bei V^ getlung beS Betons pat mittels entfprepenber ÜReggefäge gn erfolgen.
Bei ftrogmetter barf nipt betoniert merben. Bis gur geniigenben©rpärtung
beS Betons gnb bie Bauteile gegen bie ©tnmirfung be8 3r ro ffeS unb gegen
oorgeitigeS 3lnStroc!nen gu fpüfjen. Bor bem SuSfpalen ig gu unterfüpen,
ob ber Beton genügenb erhärtet ig. ©ie feitlipe ©palung oon Betonbalfen
unb bie ©palungen oon ©edenplatten bis gn 150 m ©pannmeite bürfen
früpegenS nap 14 ©agen, bie übrigen ©palungen früpegenS nap 21 ©agen,
oom ©pluffe beS ©inftampfenS ab gerepnet, entfernt merben. ©ine Belegung
oon Betonbeden nnb ©tüfeen barf früpegenS 28 ©age nap gertiggeüung
erfolgen.

Über bie 3lnfertigungen ber @ifenbeton=Äongruftionenig auf bem Bane
ein ©agebnp gn füpren unb getg gur ©ingptnapme bereit gu palten.

6. Slnläfjlip ber oom ©tabtbauamte oorgunepmenben amtlipen fRopbau*
begptigung merben bie ©ifenbetonfongruftionen einer Überprüfung unterjogen.
©S bleibt piebei bem ©tabtbauamte oorbepalten, bie einmanbfreieVergeßurtg,
ben erreipten Värtf9r(,b unb bie genügenbe ©ragfäpigfeit bnrp befonbere
Berfupe fegjugetten, unb gmar:

a) ©urp BelagungSproben, bei melpeu bie fertige Äongruftion pöpgeng
einer gegenüber ber gugrunbe gelegten BelagungSannapme hoppelten
3nanfprupnapme untergogen merben barf;

b) burp ffipprobenmeife OorgunepmenbeBrupproben, gu melpen bie nötigen
©rfafjgüde Oom Bauführer beiguffellen gnb. @S mirb bem Bauführer
oom ©tabtbauamte PepufS reptgeitigerVergê uug Oon ©rfâ ftüden nap
©rteilung ber Baubemiüigung über beffen Anfrage mitgeteilt merben, ob
unb inmiemeit folpe gipprobenmeife Brupproben beabgptigt merben.

c) burp 3 egt9feil^Pro ^u beS Betong unb ©ifenS, bie burp eine amtlipe
BrüfungSangaltoeranlagt merben, melper oon ber betreffenden Äongruftion
entnommeneB^obegüde gugefanbt merben. ©ie Äoffen folper ©rprobungen
pat ber Bauführer gu tragen. Bei ben bürfen ffp bei Belaffung
mit bem anbertpalbfapen©igengemipte unb gmeieinpalbfaper Bu^lag (bag
©emiept beg ^ ufjbobenS unb ber Befpüttung inbegriffen) feine bie©rag*
fäpigfeit unb ben Beffanb beeinträptigenben̂ aarrifle geigen unb barf ber
Brup erg bei Belaffung mit bem breifapen ©igengemipte unb ber bier»
fapen iRufclaff(im obigen ©inne) entgehen.
Bei ben oorgunepmenben3 effi9̂ e*t8proben mug ber Beton eine ©rud*

fegigfeit oon minbeffenS 150 kg für ben Ouabratgentimeter befffcen, mobei
oorauSgefêt mirb, ba§ bie ^ robe erg nap mtnbegenS 28tägiger ©rpärtung
auSgefüprt mirb. galten bie©rprobungen ungünffig auS, fo gnb bie betreffenben
Äongruftionen, begiepungSmeife, menn eS bag ©tabtbauamt oerlangt, alle
©ifenbetonfongruftionen beS Baues gu entfernen unb burp gärfere gu erfefcen
ober, menn bieg in fapgemäger Seife möglip ig, gu oergärfen.

7. @S ig oom Bauführer Borforge gu treffen, bag bie ©ifenbetonfon*
gruftionen bei bem inneren 3(uSbau beS ©ebäubeS nipt gefpmäpt ober
befpäbigt merben(j. B. burp ©ingemmen oon Söpern, ©plifeen für fRopr*
leitungen unb bergleipen an ungeeigneter©teile). Bei BJopitgebäubenhaben
bie ©eden unter bem gupobenbelage eine Überfpüttung oon minbeffenS8 cm
Vöpe gu erhalten.

8. ©aS 2RifpungS0erpältniS beS Betons barf im uugünffiggen gatte
500 kg Bortlanb«3cment gu 1 m 3 ©anb unb ©potter (1 Bolumenteil 3ement
unb 3 Bolumenteile©anb unb ©potter) betragen.

9. ©ie 3lbänberung unb ©rgängnr.g, begiepungSmeife 3urüdnapme biefer
Bemillignng nap äRajjgabe ber ©rfaprungen bleibt oorbepalten.

©ie beiliegenbeit Berepnungen famt A bis D merben bem©tabt*
bauamte gur Bermaprung übermittelt.

16.

Slmumcett&evttuttlmtg ittt eigcitctt Warnen mtö auf
eigene 9ied)ttttttg— ein feeie^ (6ett»ethe.

^unb Ŝrta^ ber !. f. n.=ö. ©tattpalterei üont 1. SYärg 1906,
I a-686/7, m .MU.  XVII , 1881/06:

3lnläglip einer fRefurS*@ntfpeibung über ein 3lnfupen um bie Bemittigung
gur gemerbSmä̂igen Bermittlung oon Annoncen jeber 3lrt burp 3 nfenerung
in in* unb auSlänbifpen ©ageSblättern pat baS f. f. Van &d8minigerium
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Erlaß vom 11 . Februar 1806 , Z . 54411 er 1905 , eröffnet , daß die Annoncen-
vermittlung sich, insofern dieselbe von dem Vermittler nicht bloß im eigenen
Namen , sondern auch ausschließlich für dessen eigene Rechnung betrieben wird,
das heißt , sofern die Jnsertionskosten vom Vermittler nicht gegen Verrechnung
an den Auftraggeber und gegen Ersatz durch den Letzteren bestritten , sondern
vom Vermittler selbständig und unabhängig von seiner Entlohnung durch den
Auftraggeber getragen werden , nicht als konzessionspflichlige Privatgeschäfts-
Vermittlung , sondern als freies Gewerbe darstellt , dessen Anmeldung dem
Rekurrenten nach Maßgabe der Bestimmungen der Gewerbeordnung freisteht.

Vorstehender Grundsatz ist gegebenen Falles künftig in Anwendung zu
bringen.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Niedcr-
österreich , an die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Dbbs
und an den Wiener Magistrat.

17

Bestellung eines ncnen Gewerbeinspektors für die
Wiener Berkehrsanlageu.

Erlaß der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 3. März 1906
Z . I u-792 , M .-D . 988/06 (Normalicnblatt des Magistrates
Nr . 22 ) :

Der Herr Leiter deS k. k. Handelsministeriums hat sich laut Erlasses
vom 27 . Februar 1906 , Z . 603/H . M . im Einvernehmen mit Seiner Exzellenz
dem Herrn k. k. Minister des Innern bestimmt gefunden , den k. k. Zentrol-
Gcwerbeinspeklor Hofrat Viktor Würth  Uber sein Ansuchen von der ihm
seinerzeit übertragenen Funktion des Gewerbeinspeklors für die Wiener Ver¬
kehrsanlagen zu entheben und den im k. k. Zentral -Gewerbeinspektorate in
Verwendung stehenden k. k. Gewerbeinspektor 1l . Klaffe , Walter Edmund
Ehren Hofer  in Gemäßheit des Gesetzes vom 27 . August 1892 , N . -G .-Bl.
Nr . 158 , mit dieser Funktion zu betrauen.

18 .

Zulassung der von der Firma Max Emer «E? Komp,
erzeugten Eisenbetou -Ttiegeuftusen.

Dekret des Wiener Magistrates vom 15 . Mürz 1906,
M .-Abt . iXIV, 217/06:

In Erledigung des Ansuchens der Firma Max Emer  L K o m p.,
XIX ., Heiligenstädicrstraße 3 wird die Verwendung der von dieser Firma
erzeugten Eisenbeton - Stiegenstufen zur Herstellung sowohl auf beiden Seiten
untermauerter , als auch freitragender Stiegen im Gemeindegebiete von Wien
unter den in den Magistrats -Erlässen vom 14. August 1897 , Z . 152218 , und
vom 29 . Dezember 1903 , M .-Abt . XIV , 8750 , bezüglich der Betonstufen der
Firma Josef N e u in ü l l c r erlassenen Bedingungen und unter der weiteren
Bedingung als zulässig erklärt , daß der der genannten Firma angehörend«
Geschäftsführer Stadtbaumrister Kart Schand ! die Herstellung der Stiegen-
stufen zu leiten und zu überwachen und für die klaglose und vorschriftsmäßige
Ausführuug der Stufen , sowie für die genügende Tragfähigkeit auch nach
Ablieferung und Einmauerung derselbe » die volle Haftung zu übernehmen hat.

Der beigebrachte Plan wird dem Stadtbauamte zur Verwahrung über¬
mittelt . "

1 ».

Tuberkulose -Bekämpf »ug a,zs Eiseubahue » .

Dekret des Wiener Magistrates vom 17 . März 1906
M .-Abt . X , 1638/06.

Die k. k. u .-ö. Slatthaltcrei hat mit dem Erlasse vom 10 . März 1906,
Z . XI -551 , nachstehende Verfügung des k. k. EisenbahiiministcriumS anher
mitgeteilt:

K . k. Eisenbahnministerium.
Z . 43828.

5.

Wien , 31 . Dezember 1904.

An alle k. k. Staatsbahn -Direktionen , die Betriebsleitung Czernowitz und die
k. k. Generalinspektion der österreichischen Eisenbahnen.

Mit Bezug auf den von der k. k. Priv . Südbahngesellschaft namens der
Konferenz der österreichischen Eisenbahn -Direktoren erstatteten Bericht vom
9 . November 1903 , Z . 23863/1 , werden nachstehend im Einvernehmen mir
dem k. k. Ministerium des Innern die allgemeinen Vorschriften über die
Bekämpfung der Tuberkulose für den Bereich der österreichischen Eisenbahn-
Verwaltungen bekanntgegeben:

Vorerst ist ein striktes Spuckverbot mit Strafandrohung folgenden Inhaltes
zu erlassen und in allen Warteräumen , Hallen , auf den Bahnsteigen , in den
Restaurationen , Magazinen , gewerblichen Betriebsaulagen , Bureaux , Kasernen
und Personenwagen an zahlreichen leicht sichtbaren Stellen anzuschlagen.

Warnung.

Zur Abwehr der Tuberkulose.
Das freie Ausspucken ist strengstens verboten.
Zuwiderhandelnde werden nach der Ministerial -Verordnung vom 30 . Septem¬

ber 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , mit Geldstrafen von 2 bis 200 X oder mit
Arrest von sechs Stunden bis 14 Tagen bestraft.

K. k. Eijenbahnministerium.
In den oben angeführten Räumen sind Spucknäpfe in ausreichender

Anzahl anzubringen ; ebenso auch in den Personenwagen , wo es nur immer
tunlich ist.

Alle Spucknäpfe sind am Fußboden aufzustellen.
Wenn durch die Benützung der Spucknäpfe das Sputum Lungenkranker

unschädlich gemacht und dadurch zur Bekämpfung der Tuberkulose beigetragen
werden soll , so müssen dieselben bezüglich ihrer Form und Handhabung
folgenden vom Obersten Sanitätsrate im allgemeinen aufgestellten grundsätzlichen
Anforderungen entsprechen.

1. Die Form der Gefäße muß eine solche sein, daß man in dieselben
leicht hmeinfpucken kann , und eine Verunreinigung ihrer Außenfläche und ihrer
Umgebung durch das Sputum , sei es beim Hineinspucken oder durch Umwerfen
der Gesäße , vermieden wird.

2 . Das Sputum soll dem Anblicke tunlichst entzogen werden.
3 . Die Gefäße müssen leicht und rasch entleert und gereinigt werden

können , und muß es möglich sein , diese Manipulation so vorzunehmen , daß
weder die Hände , noch der übrige Körper , oder die Kleider jener Personen,
welche dies zu besorgen haben , noch ihre Umgebung durch das Sputum ver¬
unreinigt werden.

4 . Das Eintrocknen des Sputums in den Gefäßen soll durch teilweise
Fällung derselben mit Wasser Hintangehalken werden.

Eine Desinfektion des Sputums ist nicht erforderlich , es genügt voll¬
ständig , wenn der Inhalt der Spuckgefäße samt der zum Reinigen der letzteren
verwendeten Flüssigkeit , in die Aborte , Kanäle oder Senkgruben entleert wird.

Die bisher zumeist im Gebrauche stehenden sogenannten hygienischen
Spucknäpfe entsprechen obigen Forderungen nicht , weil wegen ihrer geringen
Höhe an der sehr wenig steilen Trichterfläche und an dem ausgebogenen Rande,
sowie bei einzelnen Typen auch an den ausgebauchten Seitenwänden das
Sputum hängen bleibt , und durch die Kleider der Damen verschleppt wird.
Auch ist das Beschmutzen der Hände durch Sputum beim Reinigen dieser
Spuckuäpfe schwer zu vermeiden.

In den Personenwagen muß mit Rücksicht auf die räumlichen und die
durch die Bewegung der Wagen bedingten Verhältnisse auch ferner eine ähnliche
Type von Spucknäpfen mit nachstehenden Änderungen verwendet werden.

Um obige Ubelstände möglichst zu verringern , erachtet es das Eisenbahn¬
ministerium als notwendig , höhere Gefäße aus granitartig emailliertem Blech
mit je einem steileren Trichtereinsatze , besten oberer Rand in möglichst spitzigem
Winkel über den Rand des unteren Gefäßes abgebogen ist, einzuführen.

Diese Gefäße müssen eine Höhe von 14 om , am freien Rande einen
Durchmesser von 22 om und am Boden einen solche» von 16 cm besitzen.

Der Durchmesser der unteren Öffnung des Einsatzes soll 8 cm und der
Abstand des untere » Randes desselben vom Boden des Gefäßes 3 cm betragen.

Um auch bezüglich der Reinigung obigen Anforderungen (Punkt 3 ) zu
entsprechen , muß an jedem dieser Gesäße em Henkel und an jedem Trichter-
einsatze eine Handhabe zum Anfafsen und Festhalten während der Reinigung
mittels gestielier Bürste angebracht sein.

Bei diesen Spucknäpfen wird eine Verschleppung des Sputums wegen
ihrer Höhe weniger Vorkommen , als bei den niederen , weil die unteren Ränder
der Damenklcider eher an der Seitenfläche , als über die Oberfläche derselben
dahingleiten und weil überhaupt das Sputum auf der steilen Trichterfläche
nicht so leicht hängen bleibt.

Solche Spucknäpfe sind sukzessive, nach Maßgabe der vorhandenen Mittel,
nicht nur in den Personenwägen , sondern auch in den Bahnrestaurationen,
Warteräumen , Hallen , auf den Bahnsteigen und in Diensträumen , zu welchen
Reisende oder auswärtige Parteien Zutritt haben , aufzustellen . In anderen
Diensträumen , welche nur von den Bahnbediensteten benützt werden , wie
Bureaux , Arbcitsräumen , Magazmen , Kasernen rc . können die bisher in
Gebrauch gestandenen Spucknäpfe , welche zwar obiger Type nicht entsprechen,
jedoch zur teilweisen Füllung mit Wasser geeignet sind, noch Weiler verwendet
werden.

Wenn sich jedoch die Notwendigkeit ergibt , auch für letztere Räume neue
Spucknäpfe anzuschaffen , ist auch die für die erstgenannten Räume vorgeschriebene
Type zu wählen.

Muster von hierseits als entsprechend erkannten Spucknäpfen sind in der
Fabrik des Herrn Ernest G l o g a r in Wien , XII ., Gierstergafse 7 , erhältlich.

Für die gründliche Reinigung aller Bahnräumlichkeiten und Wägen in
Zwischenräumen , welche der Intensität ihrer Benützung entsprechend , ist stets
Sorge zu tragen und sind die erforderlichen Herstellungen »no Einrichtungen
anzustreben , welche cs ermöglichen , dies auf nassem Wege durchzuführen.

Um bas reisende Publikum Uber diese Maßnahmen zur Bekämpfung der
Tuberlulosc zu informieren und für die werktätig - Mithilfe bei der Handhabung
derselben zu interessieren wird vom Eisenbahnministerium ein Auszug aus den,
das Publikum betreffenden Bellimmungen den Redaktionen einiger TageS-
journale zur Veröffentlichung übergeben werden.

Das gesamte Personal ist durch Hinausgabe eines Zirkulares eindringlich
zu belehren über das Wesen der Tuberkulose , die Maßnahmen zur Verhütung
ihrer Ausbreitung , insbesondere über die Gefährlichkeit des Ausspuckens auf
den Fußboden und über sonstige diesbezügliche hygienische Vorschriften , sowie
über die Lüftung und Reinigung der Wägen und der für den Verkehr , für

3
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den Bureaudienst , für die gewerblichen Betriebe und znm Wohnen bestimmten
Räume . Auch ist das Personale in diesem Zirkulare unter Strafandrohuug
aufzufordern , nicht etwa selbst durch Ausspucken auf den Boden anderen ein
schlechtes Beispiel z» geben . ^

Über den Inhalt dieses Zirkulares ist das Personal durch die Schul-
beamten zu unterrichten und zu prüfen.

Ferner sind dem Stalions - und Zugsbegleitungspersonal genaue Weisungen
zu geben bezüglich des Verhaltens gegenüber solchen Fahrgästen , welche dem
Spuckverbote zuwiderhandeln und wird hiebei demselben die Erstattung der
Anzeige au die politischen beziehungsweise Polizeibehörden in Übertretungsfällen
zur Pflicht zu machen sein.

Mit dem offiziellen Separatabdrucke des Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 14 . Juli 1902 , Z . 29949 , betreffend die Vorschriften über die
Bekämpfung der Tuberkulose , sind alle Dienststellen und Bahnärzle zu betcileu
und ist der Inhalt desselben in die betreffenden Instruktionen wörtlich auf¬
zunehmen.

Die Bahnärzte sind zu verhalten , die mit Tuberkulose in ihrer Behandlung
stehenden Bahnbediensteten und deren Angehörige , beziehungsweise Wohnungs¬
genoffen, im Sinne des zitierten Erlasses entsprechend zu belehren und Fälle
von vorgeschrittener Tuberkulose der Vorgesetzten Dienstesstelle anzuzeigen.

Bezüglich der Kleider , Wäsche , Gebrauchsgegenstände und Wohnräume
tuberkulöser Bediensteter oder deren Angehöriger ist bei jedem Wohnungswechsel,
sowie nach dem Ableben solcher Kranken sinngemäß nach den aus Seile 8 des
oben erwähnten Separatabdruckes angeführten Bestimmungen vorzugehen und
haben sich diese Maßnahmen nicht nur auf die Dienstkleider der Bediensteten,
sondern auf alle , von den betreffenden Kranken benützten Kleidungsstücke und
nicht bloß auf die Wächterubikationen , sondern auch auf die von solchen
Kranken benützten Naturalwohnungen und Diensträume zu erstrecken.

Es empfiehlt sich Kleidungsstücke , welche durch Auskochen oder Einlegen
in flüssige Desinfektionsmittel verdorben werde » , in Dampfdesinfektions-
apparatcn zu desinfizieren und die vorerwähnten Wohn - und Diensträume bei
jedem solchen Anlässe mit Kalk frisch zu tünchen und hierauf die Fußböden
mit Sodalösung auszuwaschen.

Die Handhabung der vorstehenden sanitären Vorschriften ist durch die
betreffenden Dienstvorstände und Bahnärzte stets zu überwachen , wovon sich
die Organe der k. k. Generalinspektion der österreichischen Eisenbahner , gelegentlich
überzeugen werden . Hiebei ist auch auf die größte Reinhaltung aller Gebrauchs¬
gegenstände in den Bahnrestaurationeu und Küchen eiu besonderes Augenmerk
zu richten.

Personen mit konstatierter Tuberkulose sollen daselbst nicht verwendet
werden.

Der k. k. Eisenbahnminister
Witlek  in . p.

Hievon wird mit Beziehung auf die h . ä . Erledigung vom 7 . Februar
1905 , M .-Abt . X -732 , die Mitteilung gemacht.

20

Hansierverbot für TürokszentmrklOs ( Koinitat JÄsz-
Nagy Kiin -Szoinok ).

Rund -Erlaß der k. k. n .-ii. Statthalterei liom 19 . Mürz 1906,
Z . I u-896:

Laut Mitteilung des königl . ungar . Handelsministeriums vom 9. Februar
1906 , Z . 2167 , wurde die Ausübung des Hausierbandels im Gebiete der
Gemeinde Tärökszentmiklüs des Komitales Jäsz -Nagy Kün -Szolnok unter Auf¬
rechterhaltung der im 8 17 der bestehenden Hausiervorschristen und in den diesen
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Handelsministerial - Eilasses vom 3 . März 1906,
Z . 5942 , verständigt:

Alle Bezirkshauptmanuschasten in Niederösterreich , die beiden Sladträte
in Wiener -Neustadt und Waidhofeil an der Abbs , der Wiener Magistrat
(Abt . XVII ) , die k. k. Polizei -Direktion in Wien und die niederösterreichische
Handels - und Gewerbekammer.

2 »
Hansierverbot für Nagyenyed (Komitat Als « Feh ^r) .

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 19. März
1906 , Z . In -943:

Laut Mitteilung des königl . uug . Handelsministeiiuuls vom 9. Februar
1906 , Z . 8363 , wurde die Ausübung des Hausierhandels im Gebiete der Stadt
Nagyenyed (Komitat Alsö -Fehär ) unter Aufrechterhaltnug der im Z 17 der
bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden
Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte
verboten.

Hiervon werden infolge Handels -Ministcrial - Erlasscs vom 7 . März 1906,
Z . 6165 , verständigt:

Alle Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich , die beiden Stadträte
in Wr .-Neustadt und Waidhofen a. d. Mbs . der Wiener Magistrat (Abt . XVII)
die k. k. Polizei -Direktivn in Wien und die n .- ö. Handels - und Gewerbe¬
kammer.

Wien . — Nr . 34 , 27 . April 1906.

22 .
Zulassung von Beton Eisendecken nach System

Adolf Baron Pittel.
Dekret des Wiener Magistrates vom 20 . März 1906,

M .-Abt . XlV , 1128 06:
In Erledigung des Ansuchens des Adolf Baron Pittel,  IV ., Margareten¬

straße 5, wird die Verwendung der von ihm ersonnenen Beton - Eisendecken-
Konstruktion bei Hochbauten im Gemeindegebiete vou Wien unter folgenden
Bedingungen  als zulässig erklärt : (Siehe die bei Nr . 15, Dekret des
Wiener Magistrates vom 28 . Februar 1906 , M . -Abt . XlV , 2821/05 , vor-
geschriebenen Bedingungen .)

2».
Giftverschleiß.

Dekret des magistratischen Bezirksamtes für den IX . Bezirk
vom 23 . März 1906 , Z . 4815:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei Hai mit dem Erlasse vom 26 . Jänner 1906,
Z . I - s.160 der Kommanditgesellschaft „ Allg . österr . Lehrmittelanstalt , chem.
Physik.- tech. Institut , Verlagsaustalt für Lehrmittel Werner L Ko." gegen die
Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes für den 1. Bezirk vom 20 . No¬
vember 1905 , Z . 35884 , unter Behebung der angefochtenen Entscheidung die
Konzession zum Verschleiße von Giften im Standorte IX . , Universitätsstraße 8
erteilt.

24 .
Zulassung der Zylinderstegdecke System Herbst"

bei Hochbauten in Wien.
Dekret des Wiener Magistrates vom 23 . Mürz 1906,

M .-Abt . XIV , 6846,05:
In Erledigung des Ansuchens des Heinrich Kaiser,  Baumeisters , X111 .,

Hietziugerkai 83 , wird die Verwendung der Zylinderstegdecke „ System Herbst"
zur Herstellung von Hochbauten im Gemeindegebiete vou Wien im Sinne des
ß 37 der Bauordnung unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1 . Die beabsichtigte Ausführung ist in den Konsensplänen anszuweiscn,
welche auch die zur Beurteilung der Konstruktion erforderlichen D -tailzeichnungen,
die Belastungsannahme , den Ursprung und die Beschaffenheit der zu verwendenden
Baumaterialien enthalten müssen.

Insoweit die Konstruktion nicht nach vom Stadtbauamte überprüften
Normalien ausgesührt wird , ist jedem Baugesuche eine statische Berechnung
beizuschließen.

2 . Die Konsens - und Detailpläne sind von einem behördlich autorisierten
Zivil - oder Bauingenieur , behördlich autorisierten Zivilarchitektcn oder vou
einem Baumeister zu unterfertigen , welcher die Ausführung der Konstruktion
leitet und überwacht und für die klaglose Herstellung und für die der Berechnung
entsprechende Tragfähigkeit , und zwar für die Stege auch nach der Ablieferung
und Einfügung iu den Bau die volle Haftung zu übernehmen hat.

3 . Zur Herstellung darf nur langsam bindender , absolut volumbeständiger
Portlaudzement bester Gattung , vollkommen reiner , scharfkörniger Sand und
Schotter , reines Wasser und bestes Flußeisen verwendet werden.

Das Mischungsverhältnis des Betons für die Stege und Platten darf
im ungünstigen Falle 500 kx Portlaudzement zu 1 Sand ( 1 Volumteil
Zement und 3 Volumleile Sand ) betragen . Die Füllzylinder dürfen im
ungünstigsten Falle im Mischungsveihältniffe 1 : 6 und mit Verwendung von
Schlackensand hergestellt werden.

4 . Bei der statischen Berechnung sind, was die Ermittlung der äußeren
und inneren Kräfte betrifft , die in den vom preußischen Ministerium der
öffentlichen Arbeiten herausgegebenen „Bestimmungen für die Ausführung von
Konstruktionen aus Eisenbeton bei Hochbauten " enthaltenen Leitsätze, sowie das
dort angegebene Rechnungsverfahren anzuwenden.

Al ? zulässige Spannungen haben zu gelten:
Beton : Druck 30 , Schub 4 Ix per Quadratzentimeter.
Eisen : Zug 1000 , Druck 750 kx per Quadralzemimeter.
Die berechnete Hastspannung darf 4 kx per Quadratmeter nicht über¬

schreiten.
Im übrigen gelten für die zulässigen Beanspruchungen , für die der

Rechnung zugrunde zu legenden Belastungsaunahmen und für die Eigengewichte
der Baumaterialien di - vom Österreichischen Ingenieur - und Architektenvereine
aufgestellten Normen.

5 . Die Herstellung der Stege , sowie der Platten darf nur unter ent¬
sprechender Aussicht durch geschulte Arbeitsleute erfolgen.

Das Zumkffkli der Materialien bei Herstellung des Betons hat mittels
entsprechender Maßgcfäße zu erfolgen . Bei Frostwetter darf nicht betoniert
werden . Die Balken dürfen erst 28 Tage nach ihrer Herstellung von der
Erzeugungsstelle verführt werden.

Mangelhafte oder schadhaft gewordene Ballen dürfen nicht zu den Bauten
geliefert werden.

Auf den Balken muß in unverwischbarer Weise an auch nach dem Ver¬
setzen sichtbaren Flächen eiu Fabrikszeichen , die Profilnummer , das Datum der
Herstellung , die zulässige freie Spannweite und Nutzlast angezeichnet werden.



55Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 34 , 27 . April 1906.

Über die Erzeugung ist ein Tagebuch zu führen , welches über die fertigen
und in Anfertigung begriffenen Balken Ausschluß gibt.

Eine Belastung der Decken darf frühestens 28 Tage nach Fertigstellung
erfolgen.

6 . Es ist vom Bauführer um die bauämtliche Besichtigung und Über¬
prüfung,der Siege nach Zufuhr zur Baustelle vor deren Versetzung anzusuchen.
Diese Überprüfung wird vom Stadtbauamie in der Regel nur stichprobenweise
vorgenommen , doch bleibt es diesem Amte jederzeit Vorbehalten , eine ein¬
gehendere Besichtigung vorzunehmen und hat der Bauführer sodann die nötige
Einteilung zur Ermöglichung einer solchen zu treffen.

Anläßlich der vorzunekmenden amtlichen Rohbaubesichtigung werden die
Decken einer nochmaligen Besichtigung unterzogen.

Es bleibt dem Stadtbauamte Vorbehalten , die einwandfreie Herstellung,
den erreichten Härtegrad und die Tragfähigkeit durch besondere Versuche fest¬
zustellen , und zwar:

a) durch Belastungsproben , bei welchen die fertige Konstruktion höchstens
einer gegenüber der zugrundegelegten Belastungsannahme doppelten In¬
anspruchnahme unterzogen werden darf.

d ) durch stichprobeweise Bruchproben , zu welchem Zwecke die nötigen Ersatz¬
stücke vom Bauführer beizustelleu sind.

Es wird dem Bauführer vom Stadtbauamte behufs rechtzeitiger
Herstellung von Ersatzstückcn nach Erteilung des Baukonsenses über dessen
Anfrage mitgeteilt werden , ob und inwieweit solche stichprobenweise Bruch-
proben beabsichtigt werden.

o) durch Festigkeitsproben des Betons und Eisens , welche durch Übersendung
von der Konstruktion entnommenen Probestücken an eine amtliche
Prüfungsanstalt veranlaßt werden.
Die Kosten solcher Erprobungen hat der Bauführer zu tragen.
Bei den Proben dürfen sich bei Belastungen mit anderthalbfachem Eigen¬

gewicht und zweieinhalbfacher Nutzlast (das Gewicht der Beschüttung und des
Fußbodens inbegriffen ) keine die Tragfähigkeit » nd den Bestand beeinträchtigende
Haarrisse zeigen und darf der Bruch erst bei Belastung mit dem dreifachen
Eigengewichte und vierfacher Nutzlast (im obigen Sinne ) entstehen.

Bei den Festigkeitsproben muß der Beton eine Druckfestigkeit von mindestens
150 Lß per Quadraizentimeter besitzen, wobei vorausgesetzt wird , daß die Probe
erst nach 28tägiger Erhärtung vorgenom,neu wird.

Fallen diese Erprobungen ungünstig aus , so sind die betreffenden Decken
beziehungsweise wenn es das Stadlbauamt verlangt , alle bei dem Bau ver¬
wendeten Decken zu entfernen und durch stärkere zu ersetzen, oder , wenn dies
in fachgemäßer Weise möglich ist, zu verstärken.

7 . Es ist vom Bauführer Vorsorge zu treffen , daß die Decken bei dem
inneren Ausbau des Gebäudes nicht geschwächt oder beschädigt werden , z. B.
durch Einstimmen von Löchern »nd Schlitzen für Rohrleitungen und dergleichen
an ungeeigneter Stelle.

Bei Wohngebäuden haben die Decken unter dem Fußbodenbelage eine
Überschüttung von mindestens 8 om Höhe zu erhalten.

Die Auflagbreite der Balken ist so zu bemessen, daß die zulässigen
Pressungen des Betons und Mauerwerkes nicht überschritten werden , sie darf
jedoch nicht unter 10 om betragen.

8 . Die Stärke der Stege muß an der schwächsten Stelle bei einer Licht-
weite bis zu 3 in wenigstens 3 cm , bei einer Lichtweite von 3 bis 6 m wenigstens
4 5 om betragen.

Bei einseitig belasteten , an Mauern gelegenen Stegen ist zur Verhinderung
des seitlichen Ausweichens eine mindestens 8 om breite Betonschichte in der
Höhe der gesamten Decke derart einzubringen , daß der Zwischenraum zwischen
der Mauer und dem Stege voll ausgesüllt ist.

Die Stege müssen dort , wo die Deckplatte anschließt , rauh belassen
kverden und ist für einen guten Anschluß des Betons der Platte an den
Stegen vor Aufbringen derselben durch sorgfältiges Reinigen der Stcgober-
flächen und Begießen derselbe » Sorge zu tragen.

9. Die Einfügung der Füllglieder zwischen den Stegen muß eine solche
sein , daß erstere nicht herausfallen können.

10 . Die Abänderung und Ergänzung beziehungsweise Zurücknahme dieser
Bewilligung nach den Ergebnissen der praktischen Erfahrungen bleibt Vor¬
behalten.

Die beigebrachten Modelle und Nachweise , sowie die Protokolle werden
dem Stadlbauamte zur Verwahrung übermittelt.

SS.

Zulassung der von der Firma „ Aktien -Gesellschast
für Betonbau Diß «E? Komp ." erzeugten Eisenbeton¬

decken, System Eggert.
Dekret des Wiener Magistrates vom 24 . März 1906,

M .-Abt . XIV , 1345/05 :
In Erledigung des Ansuchens der Firma Aktien -Gesellschaft für Betonbau

Diß K Komp.  IX , Liechtensteinstraße 88 , wird die Verwendung der von
derselben erzeugten Eisenbetondecken System Eggert  bei Hochbauten im
Gemeindegebiete von Wien im Sinne des Z 37 Schlußabsatz der Wiener
Bauordnung unter folgenden Bedingungen  als zulässig erklärt : (Die
Bedingungen 1 bis 8 siehe bei Nr . 15 , Dekret des Wiener Magistrates vom
28 . Februar 1906 , M .-Abt . XIV . 2821/05 .)

9 . Die Berechnung der Decken als Gerberträger ist nicht zulässig , wenn
auch die Ausführung eine diesem Systeme ähnliche ist.

10 . Die Abänderung und Ergänzung , beziehungsweise Zurücknahine dieser
Bewilligung bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Belege werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

26 .
Ergänzung der Genosseuschasts -Jnkorporationsgebühr

bei Erweiterung des Gewerbes durch Filialen.
Dekret des magistratischen Bezirksanites für den VII . Bezirk

vom 24 . März 1906 , Z . 10739/06:
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 16 . März 1906,

Z . I 'b -568/7 , anher eröffnet:
Mit der Entscheidung vom 7 . Dezember 1905 , Z . 1- 5482/4 , hat die

Statthalterei in Slaltgebung des vom Zuckerbäcker V . S . eingebrachten Rekurses
den Bescheid des Wiener magistratischen Bezirksamtes für den VII . Bezirk vom
29 . September 1905 , Z . 31695 , womit der Genannte aufgefordert wurde , die
im Z 4, Alinea 4 des Statutes der Wiener Zuckerbäcker -Genossenschaft für den
Fall der Errichtung von Filialen vorgesehene Additionalgebühr im Betrage
von 60 X binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution einzuzahlen , behoben.

Dem gegen diese Entscheidung eingebrachten Rekurse der Genossenschaft
der Zuckerbäcker r : . in Wien hat das k. k. Handelsministerium laut Erlasses
vom 6 . März 1906 , Z . 4101 , Folge gegeben und die angefochtene Statthalterei-
Entscheidung unter Wiederherstellung des erstinstanzlichen Bescheides behoben.

Diese Entscheidung stützt sich auf folgende Gründe:
Im Z 4, Alinea 4 der Statuten der genannten Genossenschaft ist für

jedes Mitglied bei Erwcitung des Gewerbes durch Filialen die Ergänzung der
Jnkorporalivnsgebühr um je 60 L vorgeschriebe » .

Für die der angefochtenen Entscheidung zugrunde liegende Auffassung,
daß als Filiale im Sinne dieser statuarischen Bestimmung nur die im Z 40
der Gewerbeordnung erwähnten , außerhalb der Gemeinde des Standortes des
Gewerbes gelegenen Zweig -Etablissements oder Niederlagen anzusehen sind,
erscheint kein Anhaltspunkt gegeben ; vielmehr spricht gegen diese Auffassung
der Umstand , daß der territoriale Umfang der Genossenschaft nur die Gemeinde
Wien umfaßt und die obige Bestimmung bei Zugrundelegung der erwähnten
einschränkenden Auffassung zwecklos wäre.

27 .
Feststellung des Jagdgebietes Ried „Kräutern " im

XV » » . Bezirke.
Dekret des Wiener Magistrates vom 27 . Mürz 1906,

M .-Abt . IX , 729/06:
In Durchführung der ZZ 8 und 10 des Gesetzes »om 8 . Dezember 1902,

L.-G - und V .-Bl . Nr . 22 ex 1903 (Jagdgesetz für Wien ) wird aus dem Riede
„Kräutern " im XVII . Gemeindebezirke ein Gemeindejagdgebiet für die nächst¬
folgende . mit dem Stadtrats -Beschluffe vom 9 . März 1906 , Z . 3154 , im
Grunde des Z 10, Absatz 2 J .-G . auf ein Jabr drei Monate festgesetzte Jagd¬
pachtperiode , d. i. für den Zeitraum vom l . Oktober 1906 bis 31 . Dezember
1907 gebildet.

Gleichzeitig wird über den von der fürstlich Josef Adolf Schwarze  n-
b e r g' schen Güterverwaltung erhobenen Anspruch gemäß Z 12 J .-G . Seiner
Durchlaucht dem Herrn Fürsten Josef Adolf Schwarzenberg  das Jagd-
vorpachtrecht auf diesem Riede , welches vom Eigenjagdgebiete des Genannten
im XVII . Bezirke umschlossen ist und die Parz . 248 / 249 , 250/1 bis 4 , 251
bis 253 , 256 bis 272 , 274 . 279/1 , 279/2 , 278 , 281 bis 287 der Katastral-
gemeinde Neuwaldegg per 24 Im umfaßt , als Jagdeinschluß für die oben fest¬
gesetzte Pachtperiode zuerkannt.

28 .
Zulassung von Eisenbeton Balkendecken der Siegwart-

Balken -Gesellschast in Luzern.
Dekret des Wiener Magistrates vom 27 . Mürz 1906,

M .-Abt . XIV , 1370/06:

Der hierämtliche Erlaß vom 30 . Jänner 1905 , M .-Abl . XIV , 64/04,
belreffend di - Zulassung der Eisenbeton -Balkendecken „ Siegwart -Balken -Gesell¬
schaft " zur Herstellung von Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien wird
dahin abgeändert , daß die in demselben festgesetzte zulässige Druckbeanspruchung
des Betons auf 30 kx per Quadratzentimeter erhöht wird.

Die beigebrachten Beilagen werden dem Stadtbauamte zur Verwahrung
übermittelt.

SS.
Zulassung von Deckentaseln ans Gips mit Kokos-

fasereiulagen bei Hochbauten in Wien.
Dekret des Wiener Magistrates vom 30 . Mürz 1906,

M .-Abt . XIV , 948/06:
In Erledigung des Ansuchens der Firma Fritz M ö g l e, Betonban¬

unternehmung , XX ., Handelskai 50 , wird die Verwendung der von derselben
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erzeugten Platten aus Gips mit KokoSfasereinlagen als Ersatz für die Holz¬
schalung , Berohrung und Stukkaturung von Decken im Gemeindegebiete von
Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die Gipsplaltenschalung mit mindestens 2 cm starken Platten wird
nur insolange als zulässig erklärt , als die Platten dem überreichten Muster und
der oben angegebenen Zusammensetzung entsprechen.

2 . Die Befestigung der Schalung an den Trämen ist in vollkommen
verläßlicher Weise mit gut verzinkten Drahrstiften von genügender Länge vor¬
zunehmen und sind die einzelne » Platten an den Stößen mit ebenfalls ver¬
zinkten Eisenklammern zu verbinden ; ein Betreten der Schalung ist durch
Abschrauken oder sonst geeignete Mittel zu verhindern.

3 . Tie beabsichtigte Ausführung dieser Schalung ist in den Konsens¬
plänen auszuweisen.

4 . Das Verlegen dieser Schalung ist wegen Beurteilung der aus Sicher-
hcitSrücksichten notwendigen Befestigung der Schalung durch einen konzessionierten
Bau - oder Maurermeister , beh . aut . Zivil - oder Bau -Ingenieur oder beh. aut.
Architekten auszusühren.

5 . Der Zeitpunkt , zu welchem mit der Verlegung der Schalung begonnen
wird , ist jedesmal dem Stadtbauamte bekanntzugeben.

6 . Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen oder die
gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung auf Grund der praktischen Er¬
fahrungen bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Musterplatten werden dem Stadtbauamte zur Ver¬
wahrung übermittelt.

SO.

Durchführungsbestimmungen zum Jagdgesetz für das
Gemeindegebiet von Wien.

Verordnung der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 31 . März
1906 , Z . X n-1176 12 , betreffend die Durchführungsbestimmungen
zum Jagdgesetze für das Gemeindegebiet der k. k. Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien vom 8. Dezember 1902 , L.-G .-Bl.
Nr . 22 ex 1903 und vom 16 . März 1906 , L .-G .- und V .-Bl.
Nr . 39:

In Durchführung des Gesetzes vom 16 . März 1906 , L.-G . - und V .-Bl.
Nr . 39 , mit welchem mehrerere Bestimmungen des für das Gemeindegebiet
der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien erlassenen Jagdgesetzes vom
8 . Dezember 1902 , L - G .- und V .-Bl . Nr . 22 er 1903 , abgeändert wurden,
finde ich zu verordnen , wie folgt:

Artikel I und III , Absatz 9 meiner Verordnung vom 9 . März 1903,
Z . 23619 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 23 , werden in der derzeitigen Fassung außer
Kraft gesetzt und haben künftig zu lauten:

Artikel I (zu Z 9 des Gesetzes ) .

„Im Gemeindegebiete der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien
kommen für die Jagd in Betracht:

s ) der auf dem linken Donauufer gelegene Teil des II . GemeindebezirkeS;
i>) die in das Wiener Gemcindegebiet einbezogenen Teile von Jnzersdorf,

Ober - und Unterlaa;
o) daS Gebiet der ehemaligen Gemeinde Kaiser -Ebersdorf , ferner von der

ehemaligen Gemeinde Simmering der an den X . Bezirk angrenzende
südliche Teil , welcher nördlich von einer vom Rudols ' schen Ziegelwerke
bis zum Hause Simmeringer Hauptstraße 168 geradlinig verlausenden
Linie und östlich von der Simmeringer Hauptstraße begrenzt wird;

ä ) der XIII . Gemeindebezirk;
s ) der XVII . Gemeindebezirk mit Ausnahme des Gebietes der früheren

Gemeinde Hernals;
f) der XVIII . Gemeindebezirk mit Ausnahme jenes Teiles , welcher östlich

von einer 200 m westlich von der Scheibenbcrggasse längs derselben ver¬
laufenden Linie mit der Verlängerung bis zur Ludwiggasse und südlich
von dem von der Ludwiggasse zwischen den Ortsriedcn Sonnleiten und
Sandleiten einerseits und der Ortsriede Oberhohenwarth andererseits
zur Gemeindegrenze des XVIII . und XIX . Bezirkes führenden Feldwege
begrenzt wird;

z ) der XIX . Gemeindebezirk;
ü ) der XXI . Gemeindebezirk . "

Artikel III , Absatz 9.

„Wer Wild aus einer im geschlossenen Verzehrungssteuergebiete gelegenen
öffentlichen Kühlanlage nach Ablauf der im Z 46 . Absatz 2 , normierten vier¬
wöchentlichen Frist in Verkehr bringen will , hat sich den marktbehördlichen
Organen gegenüber auszuweisen , daß das Wild während der Schußzeit oder
innerhalb vier Wochen nach Ablauf dieser Zeit in die Kühlanlage gebracht
worden ist. "

Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 16 . März 1906,
L.-G - nnd V .-Bl . Nr . 39 , in Wirksamkeit.

SI.
Bestellung eines königl . griechischenHonorar General-

Konsuls in Wien.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vvm 1. April 1906,

Z . 1L -110 , M .-Abt . XXII , 1172:
Seine k. u . k. Apostolische Majestät hoben mit Allerhöchster Entschließung

vom 5 . März 1906 dem österreichischen Staatsangehörigen Nikolaus Ritter
v. S c a n a v i s in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines
köuigl . griechischen Honorar -General -Konsuls in der genannten Stadt aller-
gnädigst zu gestatten und dem bezüglichen Bestallungs -Diplome das Allerhöchste
Exequatur huldreichst zu erteilen geruht.

Der Genannte wird daher in seiner amtlichen Stellung anzueckenuen sein.

SS.
Bestellung eines Honorar -General -Konsuls der

Republik Bolivia in Wien.
Erlaß der k. n.-ö. Statthalterei vom 2. April 1906,

Z . IX - 1224 , M .-Abt . XXII , 1173:
Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung

vom 8. März 1906 dem österreichischen Staatsangehörigen Jakob Weiß  in
Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines Honorar -General -Konsuls
der Republik Bolivia in Wien allergnädigst zu gestatten und dem bezüglichen
BestallungS -Diplome das Allerhöchste Exequatur huldreichst zu erteilen geruht.

Der Genannte wird daher in seiner amtlichen Stellung anzuerkennen sein.

SS
Waffensendungen nach Kreta.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . April 1906,
Z . 11-745 , M .-Abt . IV , 1080/06:

Anläßlich der von den Konsularvertretern der s. g. vier Kretamächte
(Frankreich , Großbritannien , Italien und Rußland ) in Anbetracht der auf
der Insel Kreta im Vorjahre neuerlich ausgebrochenen Unruhen beschlossenen
strengeren Kontrolle des bezüglich Kretas bestehenden Wafseneinfuhrverbotes
wird infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Inner » vom 16 . März 1906,
Z . 35029 ex 1905 , der hierortige Rund - Erlaß vom 17 . März 1897 , Z . 2023/Pr . ,
wonach auch bei Ermanglung eines allgemeinen Woffeuaussuhrverbotes Waffen¬
transporte nach Ländern , in welchen Insurrektionen ausgebrochen sind oder
welche dieselben unterstützen , nicht erleichtert werden sollen , in Erinnerung
gebracht.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirshauptmannschaften in Niederösterreich,
de» Wiener Magistrat , die stadträte in Wr .-Neustadt und Waidhofen an der
Ibbs und die k. k. Polizei -Direktion in Wien.

S4.
Schnee - und Windbruchholzer , Aufarbeitung.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12. April 1906,

Z . X a-159 , M .-Abt . IX , 1416 06 , an alle k. k. Bezirshaupt¬
mannschaften in Niederösterreich , den Wiener Magistrat , Ab¬
teilung IX , und den Stadtrat in Wiener -Neustadt und Waid¬
hofen an der Abbs:

Nachdem im Vorjahre in manchen Waldungen , namentlich jene » des
Flach - und Hügellandes , ein intensiveres Auftreten des Borkenkäfers als sgnst
konstatiert wurde , erscheint es geboten , den Nadelholzwaldungen eine erdichte
Aufmerksamkeit zuzuwendeu und bei der Bekämpfung dieses Forstschqolings
mit Nachdruck und Ausdauer vorzugehen . Insbesondere wird allen Grund¬
besitzern zur Pflicht zu machen sein , die in ihren Nadelholzwaldunge » vor-
kommcnden Schneebrüche , Windwürfe und namentlich auch die vom Winde
bloß geschobenen Stämme , weiters die durch Drift und Eisanhang beschädigten
Nadelhölzer im Flach - und Hügelland ? bis IH. Mai , im Hochgebirge bis
15 . Juni 1906 in der Weise vollkommen aufzuqrbeiten , daß nicht mehr leicht
enlrindbares Holz bloß „ gestreifelt " , d. h. streifenweise , das übrige Holz jedoch
gänzlich entrindet wird . Nicht entrindetes Brennholz ist entsprechend aufzu¬
spalten und mit der Rindenseite nach abwärts aufzuzeinen.

In Waldungen , in denen bereits Borkenkäferansainmlungen stattgefunden
haben , ist mit dem Beginn der Saftsteigung eine größere Zahl von Jung¬
bäumen zu fällen und diese Maßregel im Laufe des Sommers — wenn nötig
mehrmals — zu wiederholen.

Die l . k. Bezirkshauptmannschast erhält die Weisung , im dortigen Amts¬
blatte sofort eine entsprechende Kundmachung zu verlautbaren sind für die
weitgehendst - Verbreitung derselben bei allen Waldbesitzern Sorge zu tragen.

Gegen säumige oder renitente Waldbesitzer ist im Sinne der ZZ 50, 51
des Forstgesetzes vom 3. Dezember 1852 , R .-G .-Bl . Nr . 250 , beziehungsweise
nach der kaiserlichen Verordnung vom 20 . April 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 96 . vor¬
zugehen risch ist im Bedarfsfälle die Durchführung der erforderlichen Maß¬
nahmen auf Kosten der Partei von Amtswegen zu veranlassen.
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35 .
AttMblmg der Fischerei im Donaukanal.

Regulativ filr die Ausübung dü ' Fischerei in dem der Gemeinde Wien mit
dem Erlasse des k. k. Ackerbaumintsteriums vom 8 . Juli 1895 , Z . 13516,
zugewiesenen Reviere , d, i. die Strecke des Donaukanales vom Nußdorfer
Sporn bis zur Staatseisenbahnbrücke und die Wien von ihrer Ausmündnng

bis zur Stubentorbrücke.

(M .-A. IX , 1717/05 .)

8 l-

Das Fischen in der Strecke des Donaukanales zwischen der Jubiläums¬
und Sophienbriicke , sowie im Wienflusie ist verboten.

Es ist dem Angler nicht gestattet , die Ausübung der Schiffahrt in irgend
eitler 'Weise zu stören oder dagegen Einsprache zu erheben.

Insbesondere ist es dem Angler untersagt , fremde , an den Ufern ver¬
hütete Fahrzeuge zum Behufe des Fischens zu betreten.

Das Fischen ist nur vom Ufer aus gestattet.

8 2.
Fischereibewilligungcn zur Ausübung der Angelfischerei werden an im

Besitze von Fischerbüchcln befindliche vertrauenswürdige Personen auf Jahres¬
dauer , und zwar vom Tage der Ausstellung an gerechnet , vom Wiener Magi¬
strate ausgestellt.

Für diese Bewilligung ist der Betrag von 6 L für ein Angelzeug , für
jedes weitere Angelzeug der Betrag von 2 L zu entrichten , wobei bemerkt
wird , daß einer Person mehr als vier Angelzeuge nicht bewilligt werden.

Der Magistrat ist berechtigt , derartige Ansuchen ohne Angabe eines
Grundes abzulehnen.

8 3-
Die Bewilligung gilt nur für die Person , auf deren Namen sie lautet;

sie darf daher auf andere Personen weder ausgeliehen noch abgetreten werden.
Dieselbe ist auf Verlangen der Aussichtsorganc vorzuzeigen , daher beim

Fischen immer mitzuuehmen.
8 4.

DaS Angeln ist nur unter strengster Beobachtung der bestehenden
sischereipolizeilichen Vorschriften , insbesondere in Hinsicht der Schonzeiten und
nur während der Tageszeit , d. i . eine Stunde vor Sonnenaufgang bis zum
Ablauf einer Stunde nach Sonnenuntergang , gestattet.

Der Angler ist verpflichtet , Fische , welche nicht die nachfolgenden Längen
haben , wieder in das Wasser zurückznversetzen:

Regenbogenforelle 20 ein.
Närfling , Saibling , Forelle , Barbe , Brachse , Äsche, Nase 25 cm.
Sterlet 30 om.

.Schill (Fog .), Hecht 35 cm.
Waller , Huchen , Seeforelle 40 om.
Diese Maße verstehen sich von der Kopfspitze bis zum Ende der

Schwanzflosse.
Es ist dem Angler nicht gestattet , mit Netzen , Schleppangeln , Legschnüren

und Nachtangeln zu fischen.

8 5.
Bei Ausübung der Angelfischerei sind alle Beschädigungen fremden

Eigentumes sorgsam zu vermeiden ; für einen etwa verursachten Schaden hat
der betreffende Angler selbst aufzukommen.

8 6.
Bei Ausfolgung der Bewilligung zum Fischen erhält jeder Angler ein

Exemplar dieses Regulatives und verpflichtet sich durch Übernahme desselben
zu dessen genauester Einhaltung . Die Außerachtlassung , beziehungsweise Über¬
tretung der in diesem Negulaiive festgesetzten Bestimmungen zieht den Verlust
der Bewilligung ohne Rückvergütung des dafür bezahlten Betrages nach sich.

8 7-
Für die Ausübung der Fischerei mit einer Daubel — von mindestens

26 mm Maschenweite im Gevierte — werden Bewilligungen zum Fischen
ebenfalls für die Dauer eines JahreS , vom Tage der Ausstellung an , aus-
gegeben und ist für diese Bewilligung der Betrag von 8 X zu entrichten.

Für die Besitzer solcher Bewilligungen finden die vorstehenden , für die
Angler gegebenen Bestimmungen dieses Regulativs sinngemäße Anwendung;
doch ist es den Daublern gestattet , auch während der Nachtzeit zu fischen.

8 8-

Die Gemeinde Wien behält sich vor , dieses Regulativ nach Bedürfnis
abzuändern oder zu ergänzen , in welchem Falle die Besitzer der Bewilligungen
zur Fischerei rechtzeitig verständigt werden.

II. Narmativliestimmungen.
Stadtrat:

» « .

Statuten für die städtische Übernahmsstelle für Vieh
und Fleisch.

(Genehmigt zufolge Stadtrats -Beschlufses vom 28 . Juni 1905 , P .-Z . 8758,
M .°Abt . IX , 2291 .)

1 . Die Gemeinde Wien betreibt unter der handelsgerichtlich registrierten
Firma „ Gemeinde Wien — städtische Übernahmsstelle für Vieh und Fleisch"
den Handel mit Vieh und Fleisch in dem Standorte Wien , III -, Zentral-
Viehmarkt St . Marx.

Die Gemeinde behält sich vor , an anderen Orten Filialen zu errichten.
2 . Die Fnmazeichnung erfolgt durch den Bürgermeister oder durch einen

der Vize -Bürgermeister , und zwar durch jeden selbständig.
Die Übernahmsstclle ist dem Magistrate untergeordnet.
Für die unmittelbare Aussicht über die Geschäftsführung ist eine Auf¬

sichts -Kommission bestellt.
Diesetbc besteht aus dem Bürgermeister und aus zwei Mitgliedern des

Gemeinderates . Der Kommission sind der Magistrats -Direktor , der Magistrals-
Referent , der Stadt - Oberbuchhalter und der Direktor des Marktamtes,
beziehungsweise in deren Verhinderung deren Stellvertreter beizuziehen.

3 . Die Geldgcbarung der Übernahmsstelle ist von der Gebarung der
Gemeinde Wien mit den eigenen Geldern vollkommen getrennt.

Die Geschäftsführung erfolgt in kaufmännischer Weise . Der Bürgermeister
betraut einen Beamten mit der Leitung der Übernahmsstelle und gibt ihm das
erforderliche Hilfspersonale bei.

Dem mit der Leitung betrauten Beamten obliegt die Geschäftsführung
der Überuahmsstelle ; derselbe besitzt die Befugnisse eines Handelsbevollmächtigten
im Sinne der Artikel 47 und 48 des Handelsgesetzes einschließlich der Prozeß -,
Vollmacht und eines Geschäftsführers im Sinne des Z 55 der Gewerbeordnung
und führt den Titel : Vorstand der städtischen Übernahmsstelle für Vieh und
Fleisch-

4 . Die Übernahmsstelle hat die Aufgabe:
a ) sich in voller Kenntnis der Bezugsquellen und der Auftriebsverhältniffe

zu halten und behufs Information , Auskunfterteilung und entsprechender
Einflußnahme mit den als Einsendern in Betracht kommenden Parteien
einen ständigen Verkehr zu unterhalten;

b ) lebendes und geschlachtetes Vieh zum Verkaufe zu übernehme » und nach
dem jeweiligen Stande der Marktpreise bestmöglich zu verwerten;

o) die mit der Fleischvcrsorgung der Stadt Wien zusammenhängenden
Geschäfte zu besorgen.
5. Die Inanspruchnahme der Übernahmsstclle seitens der Parteien ist

eine fakultative.
6 . Die Übernahmsstelle besorgt nach Übernahme der Ware die Aus¬

ladung , die Einstallung beziehungsweise Aufbewahrung , Wartung und Fütterung,
den Auftrieb zum Verkaufe , den Verkauf selbst, die vorschußweise Zahlung
aller notwendigen Auslagen , die Abwicklung der Kaffengeschäfte und die schließ¬
lich? Verrechnung an den Einsender . Die Übernahmsstelle wird bei unvorher¬
gesehenen Vorkommnissen die Einsender auf kürzestem Wege verständigen und
bis z»m Eintreffen besonderer Aufträge alles Erforderliche selbst Vorkehren.
Vom Zeitpunkte der Übernahme der Ware hastet die Übernahmsstclle dem
Einsender für die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes.
Auch für solche Einsender , welche ihre Ware auf dem Markte selbst verkaufen
wollen , besorgt die Übernahmsstelle die Ausladung , Emstallung beziehungsweise
Aufbewahrung , Wartung und Fütterung , den Auftrieb , die vorschußweise
Zahlung aller notwendigen Auslagen und die Kassageschäfte.

7 . Kredite an Käufer werden von der Übernahmsstelle nicht gewährt.
Nachnahmen aus Sendungen an die Übernahmsstelle können nicht geleistet,
beziehungsweise solche Sendungen von der Übernahmsstelle nicht übernommen
werden . Hinsichtlich der Erteilung von Vorschüssen an Einsender gelten di:
vom Gemeinderate jeweils erlassenen Bestimmungen.

8 . Den Einsendern ist es freigestellt , beim Verkaufe ihrer Ware im
Vcrkaufsstande der Übernahmsstelle anwesend zu sein ; sie können ferner der
Übernahmsstelle bestimmte Aufträge für den Verkauf ihrer Ware erteilen , so
insbesondere auch den Verkaufspreis fixieren ; solche Aufträge sind stets schriftlich
zu übergeben und werden auf Gefahr und Kosten des Auftraggebers , und zwar
insoweit ausgeführt , als die Markt - und vetermärpolizeilichen Verhältnisse ihre
Ausführung zulasten . Bei telegraphischen Weisungen trägt der Einsender die
Folgen etwaiger Verstümmelungen oder Mißverständnisse . „

9 . Ware , welche ohne besondere Weisungen an die Übernahmsstelle ein¬
langt , wird nach der jeweiligen Marktlage in bestmöglicher Weise verwertet.

10 . Für den Verkauf ist an die Übernahmsstelle keine Gebühr zu ent¬
richten ; es werden dem Einsender für die Inanspruchnahme der Übernahms¬
stelle nur jene Gebühren und Kosten aufgerechnet , welche dem Unternehmen
tatsächlich erwachsen , das sind insbesondere:

1. die Frachtspesen,
2 . die Markt - und Stallgebühren,
3 . die Futterkasten,
4 . die Spesen für die Ausladung , Wartung eventuell Aufbewahrung,

Manipulation , Korrespondenz , Übermittlung des Erlöses n . s. w.
11 . Die Übernahmsstelle wird sich den Einsendern gegenüber mit tun¬

lichster Beschleunigung verrechnen.
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12 . Die Zusendung des Erlöses erfolgt in der Regel durch di,e k. k. Post;
fstr Zwecke der Einsender der österreichischen Reichshälfie ist die Übernahms¬
stelle dem Scheckverkehre deS k. k. Postsparkafsenamles beigetreten und besitzt
die Kontonummer 884462.

Legitimierte Einsender oder deren Bevollmächtigte können den Erlös bei
der Übernahmsstelle auch persönlich beheben.

13 . Die Übernahmsstelle erteilt allen Interessenten ohne Verbindlichkeit
Auskünfte in Angelegenheiten , welche den Handel mit Vieh und Fleisch , die
Verhältnisse des Zentral - Viehmarkles , der Großmarkthalle , der Approvisionierung
Wiens u . s. w . betreffen.

14 . Die Gemeinde Wien haftet für jeden Schaden , welcher aus der Ver¬
nachlässigung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes bei den aus dem
Geschäftsbetriebe der Übernahmsstelle sich ergebenden Verrichtungen entsteht.

15 . Für Streitigkeiten ans dem Geschäftsbetriebe der städtischen Über¬
nahmsstelle ist, sofern nicht ein anderes Gericht ausschließlich berufen erscheint,
das k. k. Handelsgericht Wien zuständig.

»7.
Instruktion für den Vorstand und das Personale
der städtischen Übernahmsstelle für Vieh und Fleisch.
lGenehmigt zufolge Stadtrals -Beschlusscs vom 28 . Juni 1905 , Pr .-Z . 8758,

M .-Abt . IX , 2291 .)

1 . Der mit der Leitung der städtischen Übernahmsstelle betraute Beamte
führt den Titel „ Vorstand der städtischen Übernahmsstelle für Vieh und Fleisch " ,
er ist Handlungsbevollmächtigter im Sinne der Artikel 47 und 48 des Handels¬
gesetzbuches und Geschäftsführer im Sinne des A 5b der Gewerbeordnung und
ist mit der Prozeßsührung in allen jene » Fällen betraut , in welchen kein
Anwaltszwang besteht.

2 . Der Vorstand der Übernahmsstelle ist unmittelbar dem Magistrate
unterstellt.

3 . Dem Vorstande der Übernahmsstelle ist das ihm beigegebene Personale
unterstellt und an seine Aufträge gewiesen.

4 . Der Vorstand hat den Betrieb mit dem ihm beigegebenen Personale
in kaufmännischer Weise zn führen und ist für die Geschäfisgebarung in der
Übernahmsstelle verantwortlich . Für den Verkauf der Ware trägt die Ver¬
antwortung der bestellte Verkäufer . Der Vorstand wird in solchen Fällen , in
denen er seinerseits die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf¬
mannes nachzuweisen vermag , der Verantwortlichkeit enthoben.

5 . Der Vorstand hat ans dem Verlage der Übernahmsstelle die laufenden
Auslagen für de» Betrieb (Gehalt beziehungsweise Löhne für das Personale,
Provision des Verkäufers rc .) zu bestreiten , die vorschußweise Zahlung der beim
Betriebe aus Rechnung der Einsender sich ergebenden Auslagen zu Hecken und
kann bis zur Höhe von 100 X innerhalb des Voranschlages bedeckte Auslagen
für Erfordernisse der Übrrnahmsstelle selbständig bewilligen.

6 . Der Vorstand hat über die Berechnung und die Höhe der den Parteien
aufzurechnenden Spesen selbständig und nach freiem Ermessen zu entscheiden;
er ist bei der Bestimmung derselben an die Einbringung der Gesamtkosten des
Unternehmens nicht gebunden und kann , wenn es geschäftliche Gründe erheischen,
auch unter den Betrag der tatsächlich gemachten Ausgaben hinabgehen.

7 . Mit Rücksicht auf die der Übernahmsstelle beim kommissionsweisen
Verkaufe obliegende Gewährleistung wird der Vorstand ermächtigt , nach seinem
Ermessen einen Teil des Verkaufserlöses als Sicherstellung für die Gcwähr-
leistungspflicht zurückzubehalten.

Die Abfertigung dies zuiückbehalteiien Restbetrages an den Komitenten
muß spätestens nach Ablauf von acht Tagen vom Zeitpunkte des vollzogenen
Verkaufes an und kann früher nach anstandslosem Ergebnisse der Schlachtung
erfolgen.

8 . Dem Vorstande obliegt die Erstattung von Vorschlägen zur Bestellung
des Beamten - und Dienerperjonales.

Der Vorstand wird ermächtigt , das zur Besorgung der marktmäßige»
Verrichtungen (Schaffer , Helfer rc .) erforderliche Hilfspersonale unter den am
Zentral -Viehmarkte St . Marx üblichen Bedingungen aufzunehmen beziehungs¬
weise zu entlassen.

9 . Der Vorstand trifft die Diensteinteilung und bestimmt die Dauer der
täglichen Dienstleistung.

Das Personale ist verpflichtet , in Fällen des Erfordernisses sich durch
Mehr als sechs Stunden an einem Tage verwenden zu lassen.

10 . Hinsichtlich der Bezüge und der Urlaubsberechtigungen gelten , da das
Personale derzeit dem Gemeindedienste bereits in anderen Stellungen angehört,
die für diese Stellungen maßgebenden Bestimmungen.

Die Zuerkennung einer Personalzulage hebt jedoch das Recht zum Bezüge
von Nebengebühren aus dem Titel der Verwendung bei der Übernahms¬
stelle auf.

Der Vorstand wird ermächtigt , den ihm unterstellten Beamten und Dienst¬
personen Urlaube in der Dauer von drei Tagen zu erteilen.

11 . Ausfertigungen und Korrespondenzen der Firma , für welche nach
dem Gesetze die firmamäßige Zeichdung nicht vorgeschrieben ist, werden vom
Vorstände gefertigt.

Sämtliche an Parteien hinausgehende Ausfertigungen sind im Kopierbuche
fortlaufend numeriert abzudrücken.

Die Übrrnahmsstelle verkehret mit den städtischen Ämter », sowie den
staatlichen , autonomen und anderweitigen Amlsstellen direkt.

12 . Der Vorstand hat nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine»
Geschäftsbericht an den Gemeinderat zu erstatten.

»8.
Überwachung uud Übernahme der Kontrahenten¬

arbeiten durch die Bezirksvertretungen.
Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 2. März 1906 aä Z . 2478

beschlossen, die vom Herrn Vorsteher des XIX . Bezirkes in der Bezirksvorsteher-
Konferenz vom 6 . Äpril 1905 gemachte Anregung , den Bezirksvertrelungen
die Mitwirkung bei der Überwachung und Übernahme der Kontrahentenarbeiten
zu übertragen , mit Rücksicht auf die sich ergebenden Schwierigkeiten bei der
Durchführung dieser Kontrolle abzulehnen.

Die Herren Bezirksvorsteher werden jedoch ersucht , allfällige Wahr¬
nehmungen über mangelhafte Ausführung von städtischen Arbeiten oder über
eine für die Gemeinde Wien nachteilige Geschäftsgebarung von städtischen
Kontrahenten dem Magistrale bekanntzugeben , welcher im Sinne der bestehenden
Vorschriften die geeigneten Maßnahmen ergreifen wird . (M . A . XXIl , Z . 1664

Magistrat:

Behandlung von Ansuchen nur Tischaufstellungen,
Pachtungen re. in nnd bei städtischen Gartenanlagen

und Baumpflanzungen.
— Republikalion des Normalicnblattes  Nr . 59 er 1902 . —

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Pr eher  vom 3. Juni
1902 , M .-Abt . III 2168/02 (Normalienblatt des Magistrates
Nr . 23 ) :

Es wiederholen sich in der letzten Zeit die Fälle , daß Ansuchen um
Tischaufstellungen in städtischen Gartenanlagen und Baumpflanzungen oder
um Pachtung von städtischen Gartenanlagen von Parteien bei den magi¬
stratischen Bezirksämtern eingebrocht uud hierüber von den letzteren Amts¬
handlungen durchgeführt , insbesondere Lokalaugenscheine abgehalten werden,
ohne daß vorher wenigstens eine Äußerung der Magistrats -Abteilung III oder
des Stadtgarten -Jnspektorates eingeholt wurde . So wurde einem Gastwirte
bei der Stadtbahnstation Währingerstraße vom Bezirksamte die Tischaufstellung
mitten zwischen jung angepflanzten Bäumen gestattet ; diese konnten infolge¬
dessen nicht ordentlich gepflegt werden und sind auch mehrere Bäume tat¬
sächlich schon eingegangen.

Die beteiligten städtischen Ämter werden daher darauf aufmerksam ge¬
macht , daß zur Durchführung der Amtshandlungen in den angeführten Fällen,
wie überhaupt in allen Angelegenheiten , welche sich auf Gärten und Baum¬
pflanzungen beziehen , die Magistrats - Abteilung III allein kompetent ist
uud alle direkt bei den Bezirksämtern überreichten Ansuchen um Pachtungen,
Tischaufstellungen u . dgl . in städtischen Gartenanlagen und Baumpflanzungen
an diese Abteilung abzutreten sind . Auch in jenen Fällen , wo um Ausstellung
von Verkaufs - oder Sodawasserwageu rc . im unmittelbaren Anschlüsse an
städtische Gartenanlagen , z. B . knapp au der Einfriedung , angesucht wird , ist
der betreffende Akt der Magistrats -Abteilung III wenigstens zur gntächtlichen
Äußerung zu übersenden.

Die Gemeinde Wien hat in den letzten Jahren so große Opfer für die
Herstellung neuer und die Instandsetzung und Verschönerung der bestehenden
Gartenanlagen und Baumpflanzungen gebracht , daß alles vermieden und
hintangehalten werden muß , was eine Beschädigung dieser Anlagen herbei-
filhren oder eine gedeihliche Entwicklung derselben hindern könnte.

4 «.
Einbringung der ans Privatrechtstiteln beruhenden

Gebühren zugunsten der Gemeinde Wien.

Erlaß ves Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 28 . Februar 1906 , M . D . 752/06 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 17) :

Mit dem Normale vom 9. Februar 1905 , M .-D . 386/05 , Normalien¬
blatt Nr . 16 , Mag .-Vdg .-Bl . Seite 19 wurde das Verfahren der städtischen
Hauptkassa und ihrer Abteilungen bezüglich der Einbringung der aus Privat-
rechtstiteln beruhenden Gebühren zugunsten der Gemeinde Wien geregelt und
hiebei eine Instruktion für die rechtskundigen Beamten über das weitere Vor¬
gehen in jenen Fällen , in welchen die von der städtischen Hauptkassa getroffenen
Maßnahmen nicht zum Ziele geführt haben , in Aussicht genommen . Diese
Instruktion  wurde nunmehr von der Magistrats -Äbteilung II unter Mit¬
wirkung der Magistrats -Abteilungen I und VIII sowie des Bezirksamtsleiter-
Komitees ausgearbeitet und wird in Broschürenform an die beteiligten Ämter
gleichzeitig versendet.

Indem ich die Herren AmtSvorsteher auf diese Instruktion besonders auf¬
merksam mache , bemerke ich hiezu folgendes:
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Die mit dem bezogenen Normale erfolgte Regelung der Amtshandlungen
der städtischen Hauptkassa bezüglich der in Rede stehenden Gebühren hat sich
bestens bewährt.

Durch die neue Instruktion soll dieses Normale dahin erweitert werden,
daß auch seitens der Magistrats -Abteilungen und der magistratischen Bezirks¬
ämter eine zielbewußle Einhebungstätigkeit gewährleistet und hiedurch die
Tätigkeit der städtischen Hauptkassa in entsprechender Weise ergänzt wird.

Ein erfolgreicher Dienst des Magistrates und der magistratischen Bezirks¬
ämter in Angelegenheit der Einhebung dieser Gebühren kann nur dadurch
organisiert werden , daß hiesür geeignete und mit den in Frage kommenden
Gebührengaltungen vollkommen vertraute  rechtskundige Beamte
besonders bestellt  werden , die unter ihrer persönlichen Verantwortung
die Einbringung dieser Gebühren — unter Oberleitung der betreffenden Amts¬
vorsteher — zu veranlassen haben.

Um ein einheitliches und zielbewußtes Vorgehen dieser Beamten zu er¬
möglichen , wurde der neuen Instruktion eine B e l e h r u n g beigeschlossen, die
ein rasches Orientieren der einzelnen Beamten über die einschlägigen gesetzlichen
Bestimmungen ermöglicht.

Bei geschicktem Vorgehen der bestellten Beamten wird es übrigens nur
selten notwendig sein, gerichtliche Schritte wirklich einzuleiten.

Sollte es doch zur Durchführung derselben kommen , so bedarf es hiezu
ebensowenig einer stadträtlichen Ermächtigung wie zur Ergreifung von Rechts¬
mitteln (vergl . den Normalerlaß Vom2l . Mai 1891 , M .-Z . 158966 republiziert
im Mag .-Vdg .-Bl . er 1905 , S . 84 ) . Nur wenn Auwaltzwang besteht , ist an
den Stadtrat wegen Betrauung eines Hof - und Gerichtsadvokaten mit der
Vertretung der Gemeinde Wien zu berichten.

Ich gebe mich der zuversichtlichen Erwartung hin , daß durch die neue
Instruktion und Belehrung ein rascher , von jedem Bureaukralismus freier
Geschäftsverkehr erzielt und das Anwachsen von Rückständen an den auf Privat-
rechtstiteln beruhenden Gebühren hintangehalten wird.

4L.
Dienst -Unterricht für die städtischen Marktgebühren¬

einheber.
Genehmigt zufolge Verfügung der Magistrats -Direktion

vom 2. März 1906 , M .-Abt . IX , 808/06.
8 1-

Die städtischen Marktgebühreneinheber bilden ein Hilfsamt des Markt¬
amtes . Denselben obliegt die Bemessung und Einhebung der Gebühren für
die transportablen Stände , die Landparteienplätze , die Fuhrwerke und Schiffe,
dann der Einsatz -, Ausleih - und Lagergebühren » ach dem Marklgebührentarise.

Die Oberleitung und die Aussicht über die gesamte Gebarung der
Marktgebühreneinhebung wird durch das Marktamt ausgeübt.

8 2.
Das Marktgebühreneinhebungspersonale besteht aus
dem Marktgebührenrevisor,
dem Marktgebührenrevisor -Assistenten,
und den Marktgebühreneinhebern.
Der Marktgebührenrevisor hat die Diensteinteilung der Marktgebühren¬

einheber zu treffen , ihre Dienstestätigkeit zu kontrollieren , mit ihnen einer¬
seits und mit der Stadtbnchhaltung anderseits über die eingehobenen Ge¬
bühren abzurechnen und diese wöchentlich zweimal (in der Regel Mittwoch
und Samstag ) unmittelbar an die städtische Hauptkassa abzusühren , worüber
er sich jedesmal durch Vorlegung der Quittung bei der Marktamts -Direktion
auszuweisen hat.

Der Marltgebührenrevisor -Assistent hat den Marktgebührenrevisor zu
vertreten und ihn nach seinen Weisungen zu unterstützen.

Die Marktgebühreneinbeber unterstehen dem Marktgebührenrevisor und
dem Marktgebührenrevisor -Assistenten . Sie haben aber auch den Anordnungen
der mit der Marktaussicht betrauten Marktamtsorgane Folge zu leisten.

8 3-
Die Marktgebühreueinheber sind verpflichtet , zum Dienste pünktlich zu

erscheinen und sich vor Beginn desselben bei ihrem Vorgesetzten zu melden.
Bei Erkrankungen ist dem Marktgebührenrevisor oder dem Markt-

gebührenrevisor -Assistenten sofort und auf dem kürzesten Wege die Meldung
zu erstatten.

Im Dienste haben die Marktgebühreueinheber die vorgeschriebene Montur
und die zur Verwahrung der Gelder , Kontrollmarken und Juxtenbüchel be¬
stimmte Ledertasche zu tragen und den Marktgebührentarif , einen Meterstab
und die Markierzange bei sich zu führen.

8 4-
Strengste Pflicht der Marktgebühreueinheber ist Treue in Bezug auf die

von ihnen eingehobenen Marktgebühren. Jede Veruntreuung unterliegt der
disziplinären Behandlung und überdies der Ahndung nach dem Strafgesetze.

8 5.
Die Markigebühreneinheber haben ihre Dienstestätigkeit mit Fleiß und

Genauigkeit nachzukommen und insbesondere darauf zu sehen, daß alle Parteien
zur Gebührenentrichtnng herangezogen werden.

8 6.
Bei der Bemessung und Einhebung der Gebühren haben sich die Markt-

gebührencinheber genau au den Marktgebührentarif zu halten , welcher der
Partei über Verlangen vorzuweisen ist.

8 7.
Die Marktgebühreueinheber sind verpflichtet , die den eingehobenen Be¬

trägen entsprechenden Marken und Juxten der Partei auszusolgen . Die Marken
sind nach der Reihenfolge den Markeublocks zu entnehmen und mit der Marken-
zange in den entsprechenden Rubriken : Bezirk , Monat und Tag der Einhebung
zu durchlochen.

Es bleibt dem Marktgebührenrevisor überlassen , ausnahmsweise in ein¬
zelnen Fällen und unter besonderen Umständen eine andere Art der Entwertung
der ausgegebeneu Marken anzuordnen.

Nach der Zahlung ist nach Tunlichkeit ein Kreidezeichen (Datum , Kreuz
u . dgl .) an einer sichtbaren Stelle des Verkaufsstandes anzubringen.

Wenn die Marktgebühr zwar entrichtet , die Annahme der Kontrollmarke
aber verweigert wird , so hat sich der Gebühreneinheber an den amtierenden
Marktamsbeamten zu wenden ; falls dies jedoch untunlich ist, hat er die Marke
auf die ausgebotene Ware zu legen und die Partei hierauf aufmerksam zu
machen.

8 8-
Erhebt eine Partei gegen die Höhe der geforderten Marktgebühr Ein¬

wendung und gibt sie sich mit der vom Marktgebühreueinheber gegebenen
Aufklärung nicht zufrieden , sc entscheidet der amtierende Marktamtsbeamte
über die Höhe der Gebühr.

8 9.
Bleibt eine Partei mit der Zahlung der Marktgebühr im Rückstände , so

ist dies dem Marktgebührenrevisor oder dem Marktgebührenrevisor -Assisteuten
sofort zu melden und hierüber , sowie über die geleisteten Abzahlungen eine
genaue Vormerkung zu führen.

8 10.
Die Markigebühreneinheber haben de» Parteien mit Höflichkeit und

Ruhe zu begegnen.
Bei Ausübung des Dienstes ist ihnen das Rauchen nicht gestattet , ebenso

ist ihnen das Ausleihen von Geldbeträgen an oder von Marktparteien , sowie
das Einkäufen bei diesen untersagt.

Sie haben von den Marktparteien keine Geschenke anzunehmen.

8 11-
Täglich »ach Marktschluß haben die Marktgebühreueinheber im Amts¬

lokale des Marktgebührenrevisors sich einzufindeu und unter Vorlage der
Markenblocks und Juxtenbüchel über die ausgegebenen Marken und Juxten
abzurechnen und die eingehobenen Gebühren abzuführen.

In Verlust geratene Markenblocks oder Marken hat der Gebühren¬
einheber zu ersetzen.

Der Abfuhrschein ist vom Marktgebühreueinheber selbst auszufüllen.
In den Abfuhrschein des laufenden Tages sind vor Dienstbeginn die

Anfangsuummern der Markenblocks vorzutragen . Die Marktgebühreueinheber
haben denselben stets bei sich zu führen und den Kontrollorganen auf Ver¬
langen vorzuweisen.

42.
Genaue Evidenzhaltuug der gedruckten Status.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 13 . Marz 1906 , M . - D.  982/06 (Normalienblatt des
Magistrates Nr . 21 ) :

In einer Sitzung des Stadtrates wurde ausstellig bemerkt , daß die
demselben vorliegenden Exemplare des gedruckten Status nicht immer genau
geführt , beziehungsweise richtiggestellt werden.

Die Herren Personalreferenten und Amtsvorstände wurden schon mit
bierämtlichem Erlasse vom 17 . März 1899 , M . - D . 415 angewiesen , ein
Exemplar des Status ihres Personales stets in genauer Evidenz zu halten
und im Falle einer Veränderung sofort die beim Stadtrate erliegenden Exem¬
plare des betreffenden Status gegen Empfangsbestätigung zu beheben , ihre
Richtigstellung  besorgen zu lassen und sie sodann ehestens  zurvck-
zustellen.

Diese Bestimmungen wurden mit den hierämtlichen Erlässen vom
30 . August 1900 , M .-D . 2150 , und vom 16. November 1900 , M .-D . 2983,
nachdrücklichst zur genauesten Darnachachtung in Erinnerung gebracht ; mir
dem letztbezogenen Erlasse wurde zur Beseitigung aufgetauchier Zweifel die
Zuständigkeit zur Vornahme der Richtigstellungen ausdrücklich festgesetzt, serner
wurde die Kanzlei - Direktion angewiesen , bei den dem Stadtrate vorliegende»
Exemplaren des Praktikanten -Konkretalstatus in der letzten Rubrik ersichtlich
zu machen , in welchem Sachverständigen - oder Hilfsamte der betreffende
Praktikant verwendet wird , weiters bei eintretenden Änderungen sofort die
Richtigstellung vorzunehmen , soweit es sich um eine Zuweisung in ein anderes
Sachverständigen - oder Hilfsamt , nicht aber um eine andere Abteilung des¬
selben  Amtes bandelt.

Vorkommnisse der jüngsten Zeit veranlassen mich, die genaueste
Befolgung der vorstehenden Vorschriften allen Personalreferenten und AmtS-
vorständen zur Pflicht zu machen und beizusügen , daß in gleicher Weise wie
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bei den für den Stadtrat bestimmten Exemplaren auch die Richtigstellung der
bei der Magistrats - Direktion  erliegenden Exemplare des Status
rechtzeitig , und zwar in der Regel binnen 24 Stunden  durchzuführen ist.

Mit Rücksicht auf die seit dem Jahre 1900 eingetretenen Änderungen
laste ich eine neue Zusammenstellung jener Organe , denen die Führung und
Richtigstellung der Status obliegt , folgen.

Status : E v i d e n z h a l tu n g d u r ch:
Rechtskundige Beamte,
städt . Sammlungen,
Archiv

Bureau der Magistrats - Direktion mit
Hilfe des gemeinsamen Expedites.

Stadtbauaml , Haupt - und
Hilfsstatus.

bauämtliches Hilfspersonal,
Hausdiener

Bauamts -Direktion.

Stadtphysikat Ober -Stadtphysikus.
Veterinäromt,
städt . Hauptkassa,
Sleueramt,
Marktamt,
Konskriptionsamt,
Exekutionsamt,
Zentral -Wahl - und Steuer¬

kataster

Gemeindefriedhöfe . . . .
Versorgungsanstalten . . .

Asyl - und Werkhaus.
Waisenhäuser.
Lagerhaus .

Forstpersonal im Gebiete der
1. Hochquellenleitung

Direktor des betreffenden Sachverständigen¬
oder Hilfsamtes.

Vorstand der Magistrats -Abteilung X.
Vorstand der Magistrats -Abteilung XI b

unter Beihilfe des gemeinsamen
Expedites.

Vorstand der Magistrats -Abteilung Xl.
Vorstand der Magistrats Abteilung XII.
Vorstand der Magistrats -Abteilung IX.

Vorstand der Magistrats -Abteilung VIII.

Forstpersonal im Gebiete der > Vorstand der Magistrats -Abteilung VII
II . Hochquellenleitung / (VIII a) .

Forstpersonal im Gebiet - der 1
Fondsgüter , > Vorstand der Magistrats -Abteilung III.

Gartenpersonal

Kanzlei,
Praktikanten des Konkretalstatus
Kanzlisten und Diurnisten,
Amts - und Aushilfsdiener

Schuldiener . Vorstand der Magistrats -Abteilung XV.
Mahnboten . Exekutionsamts -Direklor.

' ^ Kanzlei -Direktion.

4 ».

Jnftrnktio » für die Kanzlei Direktion.
(Wirkungskreis des Kanzlei -Direktors sowie der zwei Kanzlei-Vize-Direktoren .s

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchner
vom 7. April 1906 , M .-D . 1304/06.

Mit Rücksicht auf die Auslastung einer Kauzlei -Direktorstelle zufolge
Stadtrats -Beschluffes vom 12 . Dezember 1905 , Z . 7381/02 , und die durch die
Geschäftsordnung für den Magistrat vom 19 . Oktober 1901 aä M .-D . 2546/00
erfolgte Reorganisierung des Kanzleidienstes finde ich mich bestimmt , nach¬
stehende Instruktion für die Kanzleidirektion zu erlasten:

Wirkungskreis des Kanzlei - Direktors.

1 . Oberleitung der Geschäfte des Kanzlei - und Registraturs -Dienstes:
Berichterstattung in allen Angelegenheiten organisatorischer , grundsätzlicher und
allgemeiner Natur in diesem Dienstzweige ; Einflußnahme auf die genaue Er¬
füllung der Amtsobliegenheiten sowie auf die gleichmäßige Durchführung der
Kanzlei - und Registratursgeschäfte in allen Magistrats -Abteilungen , magistrati¬
schen Bezirksämtern und anderen Amtsstellen , in welchen Kanzleiorgane in
Verwendung stehen ; Vornahme von lunvermuleten ) Revisionen , wobei auf
Abstellung entdeckter Übelstände hinzuwirken ist und die für die Einheitlichkeit
der Geschäftsbehandlung erforderlichen Anordnungen im Einvernehmen mit
dem zuständigen Amtsvorsteher (Magistrats -Abteilungs -Borstand . Bezirksamls-
leiter ) zu treffen sind (vgl . Z 7 der Geschäftsordnung für den Magistrat ) .

2 . Sorge für die systematische Heranbildung des Kanzleipersouales für
den gesamten Kanzlei - und Registralursdienst (vgl . den Magistrats -Direktions-
Erlaß vom 4 . November 1901 , M . D . 3063 , Mag . Vdg .-Blatt S . 113 ).

3 . Berichterstattung wegen Versetzung der Kanzleibeamten , Praktikanten,
Aspiranten , Kanzlisten und Diurnisten sowie wegen Bestellung von Kanzlei-
Ableilungs -Leilern . " o

4 . Erstattung von Besetzungsvorschlägen bei Beförderungen im Status
der Kanzlei und Registratur (vgl . Z 17 D . P .).

5 . Vorlage abverlangter Gutachten bei Pensionierungen , Provisionierungen,
Remunerierungen , Anerkennungen , Urlauben , Gehaltsvorschüssen , Aushilfen und

Gnadengaben . (Hinsichtlich der den Magistrats -Abteilungen oder den magistratischen
Bezirksämtern zugeteilten Kanzleiorgane hat die Abgabe des Gutachtens im
Einvernehmen mit demMagistrats -Ableilungs -Vorstande,beziehungsweise Bezirks-
amtsleiter zu erfolgen ) .

6 . Vorlage abverlangter Gutachten bei Beförderungen , beziehungsweise
Vorrückungen von Kanzlisten oder Diurnisten.

7 . Abgabe von Gutachten über die Dienstleistung der Beamten und
Praktikanten des Kanzlei - und Registraturdienstes bei den Qualifikationen;
Teilnahme an den Sitzungen der Qualifikations -Kommission und Veranlassung
der genauen Ausfüllung der Rubriken 5 bis 9 der Personalstandesausweise
der Kanzleibeamten und der in der Kanzlei verwendeten Praktikanten (vgl.
8 50 D . P .).

8 . Funktion als Prüfungskommistär bei den nach den Bestimmungen der
Dienstpragmalik und des Diurnisten -Normales (G .-R .-B . vom 31 . März 1902,
Z 14738/01 ) von den Bewerbern um Kanzlei - Praktikanten - oder Diurnisten¬
stellen abzulegenden Ausnahmsprüfungen , (vgl . G .- R .-B . vom 10 . Mai 1870,
Z . 1876 , Mag . Vdg .-Bl . sr 1870 , S . 20 ) .

9 . Intervention bei den Aufnahmen , Angelobungen , Angelobungs-
erinnernngen , Beeidigungen und Eideserinnerungen der Kanzleibeamten,
Praktikanten , Aspiranten , Kanzlisten , Diurnisten , Amtsdiener und Aushilfs¬
diener.

L . Wirkungskreis des I . Kanzlei - Vize - Direktors.

1 . Vertretung des Kanzlei -Direktors im Falle seiner Verhinderung.
2 . Funktion als 2 . Mitglied der Qualifikations -Kommission (vgl . Z 50 D . P .)

und als 2 . Prüfungskommistär (vgl . G .-R .-B . vom 10 . Mai 1870 , Z . 1876 ).
3 . Unmittelbare Leitung des gemeinsamen Expedites und des Zustellungs¬

amtes.
4 . Überwachung der Verwaltung der Kanzleidrucksorten und Kanzlei¬

erfordernisse sowie der lithographischen Presse einschließlich der Lohnanweisung
für das Personale derselben.

5 . Ausfüllung der Personalstandesausweise der Beamten des Kanzlei-
und Registraturstatus sowie der in der Kanzlei verwendeten Praktikanten.

6 . Wirkungskreis des II . Kanzlei - Vize - Direktors.

1. Vertretung des I. Kanzlei -Vize -Direktors im Falle seiner Verhinderung
— insbesondere auch in seiner Funktion als 2 . Mitglied der Qualifikations-
kommistiou sowie als 2 . Prüfungskommissär.

2 . Evidenthaltung des gesamten Kanzlei - und Dienerpersonales nach allen
beachtenswerten Beziehungen ; Führung des Status sowie von Ausweisen über
die Verteilung des Personales in den einzelnen Ämtern , hinsichtlich der Vor¬
studien , der besonderen Kenntnisse und Fertigkeiten (Sprachen , Stenographie,
Maschinschreiben ), der besonderen Tüchtigkeit und Verwendbarkeit in einzelnen
Geschäftszweigen , des Wohnsitzes u . s. w.

Führung aller Vormerkungen Uber Disziplinär - und Ordnungsstrafen,
Gehaltsvorschüsse u . s. w.

Führung von Ausweisen über die aus verschiedenen Anlässen Beurlaubten
und über die Quieszierten.

3 . Berichterstattung in sämtlichen Personalangelegenheiten der Amts - und
Aushilssdiener (im Wege des Kanzlei -Direktors ), Durchführung der Aufnahmen
in die Dienerkompetententadelle , Vornahme der Aufnahmspcüfung mit Bewerbern
um Dienerstellen . *

4 . Ausfüllung der Personalstandesausweise der Amtsdiener.

HI. Gesetze
uon besonderer Mehligkeit für den politischen

Verwaltungsdienst.
44 .

Jagdgesetz für das Gemeindegebiet von Wien . —
Abänderungen.

Gesetz vom 16 . März 1906 , L.-G .-Bl . Nr 39 er 1906,
mit welchem die HA 46 , 48 , 81 , 86 und 88 des Jagdgesetzes für
das Gemeindcgebiet der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien vom 8. Dezember 1902 , L.-G .-Bl . Nr . 22 ex 1903 , ab¬
geändert werden.

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogtumes Österreich unter der
Enns finde Ich anzuordnen wie folgt:

Artikel I.

Die ZH 46 , 18, 81 , 86 und 88 des Jagdgesetzes für das Gemeindegebiet
der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom 8 . Dezember 1902 , L.-G .- Bl.
Nr . 22 «r 1903 , werden hiemit außer Kraft gesetzt und haben an deren Stelle
nachfolgende Bestimmungen zu treten:



61Amtsblatt der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien. — Nr. 34 , 27 . April 1S06.

8 46.

In das geschlossene Verzehrungssteuergebiet der k. k. Reichshaupt - und
Residenzstadt Wien darf nach Ablauf von zwei Tagen nach eingetretener Schon¬
zeit und wahrend der Dauer der Schonzeit Wild , rücksichtlich besten die Jagd
in dieser Zeit gemäß A 43 untersagt ist . nur dann eingebracht werden , wenn
bei der Einfuhr der Nachweis erbracht wird , daß das Wild nicht gesetzwidrig
erlangt worden ist.

Das Feilhalten und der Verkauf von Wild in diesem Teile des Ge¬
meindegebietes von Wien ist bis vier Wochen nach dem Ende der Schußzeil
gestattet ; nach Ablaus dieser Frist ist der Verlauf von Wild mit der aus diesem
Absätze sich ergebenden Ausnahme verboten . Wild , das während der Schußzeit
oder innerhalb vier Wochen nachher in öffentliche Kühlanlagen gebracht worden
ist , kann von dort aus auch nach Ablauf der vorbezeichnelen Frist im obigen
Gemeindegebietsteile in Verkehr - gebracht werden.

Die Statthaltern hat diesbezüglich im Verordnungswege die nötigen Vor¬
schriften zu erlassen.

s 46a.
Außerhalb des geschloffenen Verzehrnngssteuergebietes der k. k. Reichs-

Haupt - und Residenzstadt Wien darf nach Ablauf von 14 Tagen nach eilige
tretener Schonzeit und während der übrigen Dauer dieser Zeit die in Schonung
befindliche Wildgattung mit der eventuell im Berordnungswege gestatteten , im
letzten Absätze folgenden Ausnahme weder im lebenden Zustande noch tot , in
ganzen Stücken oder zerlegt in Läden , auf Märkten , in Gasthäusern oder in
anderer Art zum Verkaufe angeboren werden.

Dieses Verbot gilt auch rücksichtlich jenes Wildes , welches aus Tiergärten
(Z 5 ), aus Wildkamwern oder von außerhalb des Landes herstammt.

Die Statthalterei kann im Verordnungswege Bestimmungen treffen,
wonach alle oder einzelne Wildgattungen nach Ablauf von 14 Tagen nach
Beginn der für dieselben festgesetzten Schonzeiten und während der übrigen
Dauer dieser Zeiten durch die Postanstalt und durch die Eisenbahnen nur dann
versendet werden dürfen , wenn in der näher vorzuschreibenden Weise sowohl
die Herkunft des Wildes als der Umstand dargetan ist, daß das Wild nicht
gesetzwidrig erlangt worden ist.

Werden in dem außerhalb des geschloffenen Berzehrungssteuergebictes
gelegenen Teile des Gemeindegebietes öffentliche Kühlanlagen errichtet , so kann
die Statthalterei im Verordnungswege in diesem Gebiete den Verkehr mit
Wild , welches während der Schnßzeit oder innerhalb 14 Tagen nachher in
diese Kühlanlage gebracht worden ist. auch nach Ablauf der im Absätze 1 be-
zeichneten Frist während einer zu bestimmenden angemessenen Zeit von längstens
40 Tagen nach eingetretener Schonzeit unter behördlicher Aussicht und unter
den sonst gebotenen Vorsichtsmaßregeln direkt ans der Kühlanlage gestatten.

8 48.

Wenn sich in einem Jagdgebiete die Verminderung einer Wildgattung
im Interesse der durch dieselbe geschädigten Land - und Forstwirtschaft heraus-
stellt, so hat das magistratische Bezirksamt über Antrag des Eigenjagdberechtigten
oder des Jagdpächters diese nötigenfalls ziffermäßig festzusetzende Verminderung
anzuordnen , welche selbst während der Schonzeit durchznsühren ist.

Wenn der hiezu Verpflichtete der behördlichen Anordnung nicht oder nicht
in entsprechender Weise nachkommt , kann das Bezirksamt auf dessen Kosten
andere Sachverständige und vertrauenswürdige Personen mit der Ausführung
der Anordnung betrauen.

Wenn Wild in Ausführung der Bestimmungen der 44 und 48,
Absatz 1 und 2, außerhalb der allgemeinen Schußzeit (Z 43 ) und nach Ablauf
der im Z 46 , Absatz 2 , beziehungsweise ß 46 a , Absatz l , bezeichnet -» Frist
erlegt oder bei der im H 80 angeordneten Veräußerung erworben wird,
hat das magistratische Bezirksamt jene Ausnahmen von dem Verbote des H 46,
Absatz 2 , beziehungsweise Z 46a , Absatz 1, welche zur Verwertung des Wildes
notwendig sind , unter angemessenen Vorsichten gegen allsällige Mißbräuche ein-
zuräulnen und die nötigen Bescheinigungen auszustellen.

8 81-
Die Handhabung dieses Gesetzes steht nach Maßgabe der in den einzelnen

Bestimmungen bezeichneten Zuständigkeit dem Magistrate , beziehungsweise den
magistratischen Bezirksämtern und der Statthalterei zu.

Dieselben haben hiebei , insofern es sich um fachliche Fragen handelt,
nach Einvernehmung eines oder erforderlichenfalls mehrerer Sachverständiger
vorzugehen.

Die Statthalterei hat in den Fällen der Z8 2, Absatz 2 , 43 , 46 a, Absatz 3,
47 und 56 die Genehmigung des Ackerbanministeriums einzuholen.

Der Magistrat hat einen Jagdkataster , in welchem die Eigen - und Ge-
meindejagden in Evidenz zu führen sind , anzulegen und alljährlich jagdstatistische
Daten zusammenzustellen , deren Lieferung den Jagdbrechtigten obliegt . Die
näheren Bestimmungen über die Einrichtung des Jagdkatasters und über die
Zusammenstellung der jagdstatistischen Daten , sowie Uber deren Lieferung sind
von der Statthalterei im Verordnungswege zu erlaffen.

8 86.
Die Bezirksvorsteher , die k. k. Sicherheitswache , di- für die Jagdausübung

bestellten Organe (ZZ 6 und 19 ), sowie die bestätigten und beeideten Jagd-
Hüter sind verpflichtet , die Beobachtung der Bestimmungen dieses Gesetzes zu
überwachen und wahrgenommene Übertretungen zur Kenntnis des kompetenten
magistratischen Bezirksamtes zu bringen.

Die gleiche Verpflichtung liegt insbesondere auch den Organen der Markt¬
polizei hinsichtlich des im Z 46 , Absatz 2 und Z 46a , Absatz 1 enthaltenen
Verbotes ob. t

8 88.
Bei Übertretungen der ZH 43 , 46 , Absatz 1 und 2 , 46a , Absatz 1, sowie

bei Übertretung der auf Grund des Z 46 , Absatz 3 , Z 46a , Absatz 3 und § 47
ergangenen Anordnungen ist zugleich auf den Verfall des wider die Vorschrift
gefangenen oder erlegten , beziehungsweise zur Einfuhr gebrachten oder zum
Verkaufe ausgebotenen Wildes , sowie der Eier des Wildgeflügels zu erkennen.

Bei Übertretungen der ZA 53 , Absatz 1 und 55 , Absatz 3 , ist auf den
Verfall der verbotenen Geräte zu erkennen , ohne Unterschied , ob sie dem Über¬
treter gehören oder nicht.

Im Falle des Z 49 , Absatz 3, kann bei Bestrafung des Übertrittes auch
das abgenommene Gewehr als verfallen erklärt werden.

Artikel II.

Mein Ackerbauminister und Mein Minister des Innern sind mit dem
Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1SV6 publizierten Gesetze und Verordnungen.
Reichsgrsehkiatt

Nr . SK. Verordnung des Gesamtministeriums vom
7- März 1900 , betreffend die provisorische Regelung der Handelr¬
und BerkehrSbeziehungen zwischen Österreich - Ungarn und Bulgarien und die
Behandlung der Provenienzen aus Serbien.

Nr . S7 . Verordnung des Gesamtministeriums vom
10. März 1906 , betreffend die provisorische Aktivierung des mit der
Schweiz am 9 . März 1906 abgeschloffenen Handelsvertrages nebst Anlagen,
Zusatzartikel und Schlußprotokoll.

Nr . S8 . Gesetz vom 6. März 1906 , über Gesellschaften
mit beschränkter Haftung.

Nr . SS . Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 13. Jänner 19 .-6, betreffend die
Gleichstehung der k. k. Graveur - und Medailleurschule in Wien hinsichtlich der
Schüier des dritten Jahrganges mit den achtklafsigen öffentlichen Mittelschulen
des Inlandes in Bezug auf die Nachweise der wissenschaftlichen Befähigung
für den Einjährig -Freiwilligendienst.

Nr . kk . Verordnung des Finanzministeriums
vom 5. März 1906 wegen teilweiser Abänderung der Zuckersteuer-
VollzugSvorschrift vom Jahre 1903.

Nr . KI . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 12 . März 1906 , betreffend eine Abänderung in der Organi¬
sation der Punz êrungsstätten.

Nr . K2 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 12. März 1906 , betreffend die Umwandlung der Punzierungs-
amtsexpositur in Bregenz und der Punzierungsstätte in Brün » in Punzierungs-
stätten l . Klaffe.

Nr . 63 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 15. Mürz 1906 , betreffend die provisorische Regelung der
Handels - und Verkehrsbezichungen zwischen Österreich -Ungarn und Montenegro.

Nr . 84 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 14. März 1906 , betreffend die Regelung der Dienst- und
Bezngsverhältnifle der Mechanikergehilfen der Post - und Telegraphenanstalt.

Nr . KS Verordnung des Gesamtministeriums vom
17 . März 1906 , betreffend die provisorische Regelung der Handels¬
und Verkehrsbeziehunge » zwischen Österreich . Ungarn und Serbien.

Nr . K6 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
11 . März 1906 , betreffend die Errichtung der Finanz-Bezirks-Direktionen
in Reichenberg und Königgrätz in Böhmen.

Nr . K7 . Verordnung des Justizministeriums vom
12. März 1906 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde und des
Gntgebietcs Bod :öw zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Podgürze in

j Galizien.
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Nr . 68 . Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht und des Finanzministeriums
Nom 12. März 1906 , betreffend die Regulierung der Gebühren für
Supplierungen an der griechisch-orientalischen theologischen Lehranstalt in Zara.

Nr . HS. Kundmachung des Finanzministeriums
vom 12. März 1906 , betreffend die Einführung kleinerer Fein¬
gehaltspunzen für Gold - und Silbergeräte vom Feingehaltsgrade Nr . I.

Nr . 76 Kundmachung des Handelsministeriums
vom 10. März 1906 , womit nachträgliche Bestimmungen zu den
Vorschriften , betreffend die eichamtliche Prüfung und Beglaubigung von auto¬
matischen Getreidewagen , beziehungsweise von automatischen Wagen für klein¬
körniges Wägegut , veröffentlicht werden.

Nr . 7l . Verordnung des Finanzministeriums vom
18 . März 1906 , betreffend die Abänderung der Hauszinssteuer-Ein-
zahlungstermine im Steuereinhebungsbezirke Rumburg.

Nr . 72 . Kundmachung des Finanzministeriums
von 19. März 1906 , betreffend die Errichtung einer Zollexpositur
des königlich ungarischen Hauptzollamtes Zimony im Zimonyer Freilager der
Landeslagerhäuser -Aktiengesellschaft.

Nr . 73 Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels und der Finanzen vom 27. März
1906 , betreffend die Zollabfertigung der lebenden Teichkarpfen im Verkehre
nach dem Deutschen Reiche.

Nr . 74 . Kundmachungdes Eisenbahnministeriums
vom 18 . März 1906 , betreffend die Liste der Eisenbahnstrecken, auf
welche das Internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr
vom 14 . Oktober 1890 , R .-G .-Bl . Nr . 186 er 1892 , Anwendung findet.

Nr . 7S . Kaiserliches Patent vom 27 . März 1906,
betreffend die Einberufung des Landtages von Krain.

Nr . 76 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 30. März 1906 , womit die Ausübung der Gerichtsbarkeit
durch das k. u . k. Konsulat in Widdin eingestellt , die Gerichtsbarkeit des k. u . k.
Konsulates in Rustschnk auf den Sprengel des k. u . k. Konsulates in Widdin
ausgedehnt und dem k. u . k. Konsulate in Varna die volle Gerichtsbarkeit
zugewiesen wird.

Nr . 77 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 3. April 1906 , betreffend die Regelung der Dienstverhältnisse
der Postoffizianten , Postaspiranten und Postgehilfen.

Nr . 78 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 3, April 1906 , betreffend die Behaudluug der anspruchs¬
berechtigten Unteroffiziere hinsichtlich der Bewerbung um Postafsistenten -,
beziehungsweise Postoffiziantenstellcn.

Nr . 7S . Verordnung des Handelsministeriums
vom 31 . März 1906 , betreffend die Ergänzung der Posttaxordnung
vom 25 . November 1899 , R .-G .-Bl . Nr . 231.

Nr . 8V. Verordnung des Handelsministeriums
vom 10. April 1906 , betreffend die Vorschriften zur Verhütung
von Zusammenstößen auf See.

Nr . 81 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit dem Handelsministerium vom
4 . April 1906 , betreffend die Festsetzung der Tageszeiten für die
Erhebung von Wechselprotesten in der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien , in den königlichen Hauptstädten Prag und Lemberg und in der reichs-
unmittelbareu Stadt Triest.

8 . Landesgesttzblatt.
Nr . 32 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

ErzherzogtumeÖsterreich unter derEnns vom 17 . Februar
1906 , Z . Xll - 138/12 , betreffend die Verlautbarung des von der Kon¬
kurrenz für die Entwässerung versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Groß-
Harras mit dem Landesausschusse des Erzherzogtums Österreich unter der
Enns und der Staatsverwaltung in Gemäßheit des Z 5 des Landesgesetzes
vom 25 . Oktober 1905 , L.-G -.Bl . Nr . 150 , abgeschloffenen Übereinkommens.

Nr . 33 Kundmachung des niederösterr. Laudes¬
ausschusses vom 20 . Februar 1906 , Z . 314/6/8 , betreffend
die Auszahlung der Kostgelder für Pfleglinge der niederösterreichischen Landes-
Findelanstalt durch die niederösterreichischen Gemeindeämter vom 1. April 1906 an.

Nr . 34 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
9. März 1906 , Z . XVId-134/11, betreffend die der Gemeinde
Mautern erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern übersteigenden Umlagen in der Katastralgemeinde Baumgarten für das
Jahr 1905.

Nr . 3S . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
10. März 1906 , Z . XVIb-99/9, betreffend die Änderung des
Namens der Orts - und Katastralgemeinde Marbach im Gerichtsbezirke Gföhl
in „ Marbach in Feld ".

Nr . 36 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
12 . März 1906 , Z . XVIb-85/4, betreffend die der Gemeinde
Groß -Enzersdorf erteilte Bewilligung zur Weitereinhebung einer Bierauflage
von 2 L und einer Branntweinauflage von 6 L für die Jahre 1906 , 1907
und 1908.

Nr . 37 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
12. März 1906 , A. XV1b-84/4, betreffend die der Gemeinde
Ober - Siebenbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von
2 L für die Jahre 1906 , 1907 und 1908.

Nr . 38 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
16. März 1906 , Z . Xb-22/1, betreffend die Verlautbarung des
zwischen der k. k. Staatsverwaltung und dem niederösterreichischen Landesaus-
schuffe abgeschloffenen Übereinkommens über die Ausführung der Verbauung
des Ortsgrabens in der Gemeinde Wildungsmauer.

Nr . 3S . Gesetz vom 16. März 1906 , mit welchem die
88 46 , 48 , 81 , 86 und 88 des Jagdgesetzes für das Gemeindegebiet der k. k.
Reichshaupt - und Residenzstadt Wien vom 8 . Dezember 1902 , L.- G .-Bl . Nr . 22
ex 1903 , abgeändert werden .*)

Nr . 46 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 31. März
1906 , Z . X ct- 1176/12 , betreffend die Durchführungsbestimmungen zum
Jagdgesetze für das Gemeindegebiet der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt
Wien vom 8 . Dezember 1902 , L.- G -- und V .-Bl . Nr . 22 ex 1903 , und vom
16 . März 1906 , L.-G, - und B .-Bl . Nr . 39 ? )

Nr . 4L . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
21 . März 1906 , A. XVId-47/3, betreffend die der Gemeinde
Mauer erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 L 40 d
für die Jahre 1906 , 1907 und 1908.

Nr . 42 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom
21 . März 1906 , Z . XVId-50/5, betreffend die der Gemeinde
Tulbing erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 L für
die Jahr - 1906 , 1907 und 1908.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Beiordnungen !c." vollinhaltlich aufgenommen.
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